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Andrei Socoliuc, LL.B., Fulda

Das System der Sozialen Sicherheit  
in der Republik Moldau1

Inhaltsübersicht
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 II. Die Republik Moldau – einige Daten

B. Das System der Sozialen Sicherheit in der Republik Moldau
 I. Entstehung

1. Die erste Entwicklungsetappe des Sozialsystems in Bessarabien 

 II. Aktueller Generalhaushalt
1. Allgemeines

3. Grundprinzipien

Staates

Autonomie und der Achtung der Menschenwürde
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5. Organisationsformen

 I. Die Altersrente
1. Regelaltersrente

achten Lebensjahr erzogen haben

Arbeitsbedingungen tätig waren

1. Ruhegehalt für Abgeordnete und Regierungsmitglieder

3. Ruhegehalt für Richter und Staatsanwälte

der Organe für innere Angelegenheiten

D. Abkommen der Republik Moldau über soziale Sicherheit

sonstigen Ländern abgeschlossen wurden

1. Allgemeines
2. Abkommen zwischen der Republik Moldau und Bundesrepublik 

Deutschland über Soziale Sicherheit
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E. Schlussbemerkungen

G. Internetquellen

A. Einleitung

I. Aktualität und Bedeutung des Beitrags

der Sozialpolitik des moldauischen Staates zu dienen.

lyse der Sozialschutzgesetze der Republik Moldau durchzuführen.

Ziel

anzuregen.

Ausland2

.
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II. Die Republik Moldau –  
einige Daten

anerkannt.
2 etwas kleiner als das Bundesland 

3

 Damit rangiert das Land im letzten 
Drittel aller Staaten.

5

minimums.6

.

für die nachhaltige Entwicklung des Landes ausschlaggebend.
de lege ferenda 

reich weiterentwickelt werden. Die Arbeit stellt einen bescheidenen Beitrag zur 

.
.

.
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B. Das System der Sozialen Sicherheit  
in der Republik Moldau

I. Entstehung

die Notwendigkeit der Abgrenzung historischer Räume bedingt sind.8 Bis ins 

 galt.11

12

die eine wichtige Etappe in der Entwicklung des sozialen Bereichs in Bessarabien 
bildet.

sorgen.

 
.

11

12
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13

tenen medizinischen Dienstleistungen wider und die ärztliche Behandlung war für 

schen zu sammeln (in der Osterwoche – für Blinde; in der Weihnachtswoche – für 

ten über den Sozialschutz ausgearbeitet worden und es wurden unterschiedliche 

15

13
 

15  
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Eines der bedeutendsten Ereignisse in der Geschichte der Sozialhilfe ist die 
16 in den sehr schwierigen Nachkriegsjahren.

 ins Ministerium für Sozialhilfe der Moldauischen Sozialistischen 

 

18

Das Ministerium für Sozialhilfe der Moldauischen Sozialistischen Sowjetrepu

– Entwicklung aller Mittel der Sozialhilfe zur Erfüllung der sozialen Bedürf

16

18
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Das Ministerium für Sozialhilfe der Moldauischen Sozialistischen Sowjetre

nachdem die Republik Moldau ein unabhängiger Staat geworden ist und den 

21

wurde.22

,23 und durch An

durch  Integration des neuen Staates in die internationale Gemeinschaft und durch 

25

ruhegehalt.

21
22
23

25
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Sozialabgaben etc.

26

Beträge aus den Beitragszahlungen in den Sozialfonds zuständig ist. Das Gesetz 

allen Einnahmenarten erhoben.

26
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II. Aktueller Generalhaushalt

1. Allgemeines

Laut den Schätzungen des Nationalen Statistikamts betrug die Anzahl der Be

28

Der Sozialschutz wird zum ersten Mal in Art. 22 der Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte

28
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31

32

men33

35

sich durch die Entstehung und später die Entwicklung in einem bestimmten Zeit
raum in jedem Staat von Institutionen zur Gewährung der materiellen Sicherheit 
den Behinderten und Familiengruppen charakterisiert, die sich dadurch Zugang 
zu den als lebensnotwendig bezeichneten Sachgütern und Dienstleistungen ver
schaffen]«36.

rechtliche Kategorie

ausreichend ist.

sigkeit gewährt.

31

32

33

35

36
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gen geregelt werden.
38

schnittsgehälter erreicht und

38
.
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monatliche Durchschnittsgehälter erreicht und die zwei oder mehreren in die

3. Grundprinzipien

Rechtssystems eines Landes bilden und die rechtliche Regulierung und Anwen
dung des Rechts lenken]«

Recht ausüben]« .

sen und den Inhalt des Sozialschutzrechtes bestimmen, wobei die Entwicklungs

werden]«.
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Staates

sicherungssystem

versicherungsleistungen, aus den Überweisungen aus dem Staatshaushalt stam

tungen zu decken]«.
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Laut dem Gleichheitsprinzip sind 
 
 

Laut dem  

sind.

der Gemeinschaft die Durchsetzung der Rechte und die gesetzlichen Interessen. 

der bedeutenden Sozialbeziehungen eingebettet. Sie muss die Eintracht und den 

 Art. 16 Abs. 2 
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gesetzlichen Regeln beitragen.

Menschenrechte

Fürsorge]«  gewährleistet werden muss und dass zur Gruppe der 

auch Ausländer und Staatenlose]«  gezählt werden.

sein. Ein solcher Schutz ist der Ausdruck der gemeinschaftlichen Solidarität im 

Sicherheit51.

Das System der Sozialhilfe ist durch die im Art. 3 des Sozialhilfegesetzes fest
52

Autonomie und der Achtung der Menschenwürde

mie und der Achtung der Menschenwürde steuert das ganze System des Sozial

51
52
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53

terschiedlicher sozialer Risiken festlegt. Die Sozialhilfe wird beitragsunabhängig 
gewährt und aus dem Staatshaushalt an alle Bürger allein aufgrund des Bürger
rechts gezahlt.

– Leistungen anderer Art und
– Soziale Dienstleistungen.

Geldleistungen

53
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Leistungen anderer Art

Soziale Dienstleistungen

55

55
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Aus diesem Grund wird die Sozialhilfe entsprechend den Bedürfnissen aufgrund 

werk der sozialen Sicherheit bilden.56

Sozialhilfeleistungen aus staatlichen und gemeinschaftlichen Mitteln stellen ein 

58

und Gehälter

passt werden
ben Anforderungen bei der Anstellung erfüllen wie die Empfänger des Arbeitslo

Übergangszeit erhalten.  Senioren und Behinderte haben das Recht einmal im 
61

62

Sozialleistungen63

sundheitsschäden.

56

58

61

62

63
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65

nehmer66

mitteln
– Einweisungen zur Behandlung im Sanatorium68

.

 

– Arbeitgeber;

65
66

68
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Mandats;

den besonderen Arbeitsbedingungen unterschieden und jährlich genehmigt. Diese 
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anstalten die Rente teilweise ausgezahlt worden ist.

– Leistungen bei Mutterschaft.

torien und

Mitteln des Staatshaushaltes.
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Überweisungen aus dem Staatshaushalt und aus sonstigen Erträgen.

5. Organisationsformen

Im staatlichen Sozialschutzsystem unterscheiden wir folgende  
formen:

.
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 erreicht.

jekten zu werden.

– 

überweisen.

– 

willigkeit tätig.

 

.
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III. Einzelne Zweige des Sozialsystems
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die in ein Integrationsprogramm für die Dauer seiner Durchführung einge

länder mit Aufenthaltsgenehmigung in der Republik Moldau sowie Begünstigte 

gesehen ist.

beitsmarkt ist in der Republik Moldau frei und bildet den Rahmen für die Durch

dem Arbeitsmarkt abzubauen.

– Die Regierung der Republik Moldau und
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meldet.

terstützung bei der Suche nach einem Arbeitsplatz. Die Arbeitslosen haben das 
Recht auf alle Beschäftigungsmaßnahmen.

– den angebotenen Arbeitsplatz anzunehmen und

einen Antrag. Der Status als Arbeitsloser endet während der Einbeziehung des 
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beitsmarktes orientierte Beschäftigungsmaßnahmen

Arbeitskräfte

tagen ab Eintragung des Antrags getroffen.

und

werden.

gung erhalten.

wurde.
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nannten Bedingungen

wurde.
Der monatliche Betrag der Arbeitslosenhilfe darf das monatliche Durch

ginn des Elternurlaubs erworben wurde.

gemacht.

fähigkeit und sonstigen Leistungen].«
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me]«81

82

83

soziale Risiken gehalten werden und die soziale Aussonderung oder den sozia

seitigen.

81

82

83
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ken reglementieren.

tutionen der Republik Moldau auf dauerhafte Missionen im Ausland entsendet 
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gleichwertiger Stellung innerhalb dieser Institutionen. Das Schema der Gleich

. Die Leistung bei Ar

tungen bei Arbeitsunfähigkeit infolge des Arbeitsunfalls oder der Berufskrankheit 

krankheit eingetreten ist.

85.

halts.

rechnet.

86.

85

86
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 Alter;

Einkommen aus allen Arbeitsstellen berücksichtigt.

C. Das Rentensystem der  
Republik Moldau

I. Die Altersrente

und beim Erreichen eines bestimmten Alters ausgezahlt].«

– das entsprechende Alter erreichen;
– die notwendige Beitragsdauer erfüllen.
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Nach medizinischen und wissenschaftlichen Erkenntnissen ist die Mehrheit der 

Renteneintritt.88

1. Regelaltersrente

sind.

erforderlich.

teten Militärdienstes und

achten Lebensjahr erzogen haben

festgelegt.

gungen tätig waren

88
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festgelegt.

zugten Bedingungen .

gelegenheiten und der Eisenbahngesellschaft oder sonstigen Militäreinheiten 

hinzugezogen wurden.
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gelegenheiten und der Eisenbahngesellschaft odersonstigen Militäreinheiten 

hinzugezogen wurden.

Laut Art. 15 des Gesetzes wird die Gesamtaltersrente beim Erreichen des Ren

berechnet wird.
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überschreitet.
Die Altersrente wird für die Lebensdauer ab dem Datum der Erfüllung der Ren

erreichung samt notwendiger Anlagen.

II. Invaliditätsrente

gesundheitliche Wiederherstellung der Behinderten zu ihrer Wiedereingliederung 

tungen in der Gesetzgebung der Republik Moldau hat. Daher sind in der Gesetz

wendig.

 bezeichnen wir 

soziale Leben].«

.
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füllen.

– 

ohne Behinderungen.
– 
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–  bzw. 

geführt wurden.

Die Berechnungsgrundlage der Rente bildet das monatliche Durchschnittsein
kommen des Behinderten.
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stellers kann bei der Berechnung der Rente das monatliche Durchschnittsgehalt 

rechnet.
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 ha

hat oder

ten für die Dauer der Nichtbeschäftigung oder des Elternurlaubs bis zum Alter 

gen zur Erteilung der entsprechenden Rente erfüllt hatte.

währt.

rungsrenten  ermittelt.
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liegen.

denrente I. Grades festgelegt.
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bensjahr;

II. Altersrenten für besondere Berufsgruppen

Die Gesetzgebung der Republik Moldau sieht besondere Bedingungen zur Be

entsprechend der Beitragsdauer in einem bestimmten Beruf oder einer besonderen 

1. Ruhegehalt für Abgeordnete und Regierungsmitglieder



 Socoliuc  

natlichen Leistungen des amtierenden Abgeordneten in der jeweiligen Stellung 

chen Leistungen des amtierenden Regierungsmitglieds in der jeweiligen Stellung 
in der Regierung.

ger
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zielt wurde.
 tätig waren 

abgeleistet worden sein müssen.

 folgende Rentenbedingungen 

chenden Amt.
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 tätig wa

Leistungen im entsprechenden Amt.

Rentenbetrag und der Rentenzulage.

3. Ruhegehalt für Richter und Staatsanwälte

.
Das Ruhegehalt des Richters wird unter Berücksichtigung des Durchschnitts

gehalts des amtierenden Richters neu berechnet.  Diese Bestimmungen gelten 

rechnungsgrundlage das monatliche Durchschnittsgehalt der Richter des Obers

Recht auf Beschäftigung und auf die Auszahlung der Rente als auch des Gesamt

haben.

 Art. 32 des Gesetzes über den Richterstatus
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der letzten als Staatsanwalt bekleideten Stellung.

der Organe für innere Angelegenheiten

rung.
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litärdienst und im Dienst der Organe für innere Angelegenheiten nachweisen 

ten bestimmten Alters.
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111

zeuge.112

haben das Recht auf ein Ruhegehalt.

Dienstdauer oder

• ein Einsatzjahr als Mitglied des Luftpersonals im Rahmen der Rettungsein

111
112
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dauer;

113

113
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Staatshaushalts aufgestockt.

D. Abkommen der Republik Moldau über soziale Sicherheit

und sonstigen Ländern abgeschlossen wurden

 ,,

und abwandernden Arbeitnehmern und Selbständigen sowie deren anspruchsbe

den verschiedenen innerstaatlichen Rechtsvorschriften berücksichtigten Zeiten 
für den Erwerb und die Aufrechterhaltung des Leistungsanspruchs sowie für die 

obwohl die letzten Rechtseffekte in Bezug auf bestimmte Akte und gemeinschaft
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Die Angestellten und unabhängige Arbeitnehmer aus den Mitgliedstaaten ha

geberlandes. Das Recht auf Gleichbehandlung wird jedem Angestellten oder 
unabhängigem Arbeitnehmer aus einem anderen Mitgliedstaat bedingungslos 

aus dem anderen Mitgliedstaat berücksichtigen.

Wohnsitzzeiträumen in anderen Ländern bei der Berechnung der Leistungen 
berücksichtigt werden.

der Gesetzgebung eines einzigen Staates geschützt und zahlt Beiträge nur im 

gleichzeitigen Leistungen.

zialschutzsystem;
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– Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten;
– Sterbegeld;

gen;

betriebliche Rentensysteme auf dem Arbeitsmarkt angewandt und dementspre

staatlichen Renten.

bestehen.
Aufgrund der hohen Abwanderungsquote hat die Republik Moldau ein großes 

Republik Moldau Abkommen im Bereich der sozialen Sicherheit mit Aserbeid
115

– Abkommen zwischen der Regierung der Republik Moldau und der Regierung 
der Republik Aserbaidschan über die Gewährung der Bürgerrechte im Bereich 

aserbaidschanischer und russischer Sprache.

115 .
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– Abkommen zwischen der Republik Moldau und der Republik Österreich über 

schriften in moldauischer und deutscher Sprache.

in Brüssel.
– Abkommen zwischen der Republik Moldau und der Republik Bulgarien im 

– Abkommen im Bereich der Sozialen Sicherheit zwischen der Republik Mol

– Abkommen zwischen der Republik Moldau und der Republik Litauen im Be

emburg.

 Lis sabon.
– Abkommen zwischen der Republik Moldau und Rumänien im Bereich der 

– Abkommen zwischen der Republik Moldau und Bundesrepublik Deutschland 

– den Bürgern der Republik Moldau Rechte auf Rente bzw. auf sonstige Leis

lassen;

wurden;
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– Arbeitslosigkeit
Die Abkommen werden auf folgende Arten der Renten und Leistungen ange

– Leistungen bei kurzfristiger Arbeitsunfähigkeit und bei Mutterschaft (abhän

Beitragsdauer im eigenen System aus. Das Recht eines Wanderarbeiters auf Er

nen Gebiet aus.
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Der Abschluss der bilateralen Abkommen im Bereich der sozialen Sicherheit 

bleiben.

Der italienische Staat jedoch gewährt den moldauischen Bürgern Renten auch 

wird auf ein Bankkonto überwiesen und in Moldau bei der Bank in Euro ausge

116

1. Allgemeines

konferenz das Abkommen  zwischen der Republik Moldau und Bundesrepu

kommens ist es Garantien für Migranten aus der Republik Moldau im Bereich 

Wohnsitz haben.

116
.
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Der Abschluss dieses Abkommens hat für die Republik Moldau eine doppelte 

Rente die Beitragsdauer auf dem Gebiet beider Staaten zusammengerechnet und 
in jedem Staat wird die nationale Branchengesetzgebung angewandt. Sowohl in 

cherungszeit auf dem eigenen Gebiet ausgezahlt und die Rente der betroffenen 

2. Abkommen zwischen der Republik Moldau und Bundesrepublik Deutschland 
über Soziale Sicherheit

mens zwischen der Republik Moldau und Bundesrepublik Deutschland über 

sicherungen der Republik Moldau einerseits und den zuständigen Institutionen 
Deutschlands andererseits abgeschlossen wurde118

Anzahl der Sozialhilfeempfänger und sonstigen Sozialleistungen aus dem staat

118
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Sowohl die Republik Moldau als auch Deutschland werden die Rente nur für 

mens notwendig.

chengesetzgebung auszahlen.
Nach der Ansicht der Regierung der Republik Moldau werden die Bestimmun

ausgezahlt.
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E. Schlussbemerkungen

etc. Bezug genommen werden kann. Die angeführten Argumente erlauben fol

nannt werden.

nationalen Sozialschutzsystems
Sozialsicherheitssystems

Bestandteil des nationalen 
Sozialsicherheitssystems

Sozialhilfegesetzes

schlägt der Verfasser den Ausschluss des Syntagmas 
»… oder vollständig« vor.

In Anlehnung an diese Aussage und ohne Anspruch auf Entdeckung neuer Rea
litäten schlägt der Verfasser außerdem vor ein Gesetz über die soziale Sicherheit 
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Franci Avsec, Ljubljana

Beschränkter arbeitsrechtlicher Schutz in Slowenien

Inhaltsverzeichnis
A. Einleitung
B. Arbeitsformen mit beschränktem arbeitsrechtlichem Schutz

 I. Zeitweilige und gelegentliche Arbeit von Studenten (Studentenarbeit)
 II. Kurzfristige Arbeit
 III. Zeitweilige oder gelegentliche Arbeit von Rentnern
 IV. Volontariat
 V. Arbeit von Kindern, Schülern und Studenten
 VI. Wirtschaftlich abhängige Personen
 VII. Zeitweilige oder gelegentliche Arbeit in der Landwirtschaft

C. Schlussbemerkungen

A. Einleitung
Das slowenische Gesetz über Arbeitsverhältnisse (AVG1 -

verhältnis als »ein Verhältnis zwischen einem Arbeitnehmer und einem Arbeit-
geber, bei dem sich der Arbeitnehmer freiwillig in den organisierten Arbeitspro-
zess des Arbeitgebers eingliedert und im Rahmen dieses Prozesses gegen Entgelt 
engagiert, persönlich und kontinuierlich seine Arbeit gemäß den Anweisungen 
und unter der Aufsicht des Arbeitgebers durchführt« (Art. 4 Abs. 1). Aufgrund 
der persönlichen Abhängigkeit des Arbeitnehmers vom Arbeitgeber ist die ver-
tragliche Autonomie im Arbeitsverhältnis begrenzt. Nach Art. 8 AVG sind die 

Verträge, anderer Vorschriften, der Tarifverträge und der allgemeinen Akte des 
Arbeitgebers zu befolgen.

Nach dem Grundsatz »in favorem laboratoris« kann der Beschäftigungsvertrag 
oder der Tarifvertrag günstigere Rechte als die gesetzlichen Bestimmungen vorse-
hen. Nur in Fällen, die im Gesetz ausdrücklich vorgesehen sind, darf ein Tarifver-
trag ausnahmsweise von diesem Grundsatz abweichen (Art. 9 AVG).

Mit dem Ziel, dass der arbeitsrechtliche Schutz nicht umgangen wird, ist die 
Durchführung von Arbeiten nach zivilrechtlichen Verträgen nicht zulässig, wenn 
die Merkmale eines Arbeitsverhältnisses bestehen, sofern das Gesetz keine Aus-
nahme vorsieht (Art. 13 Abs. 2 AVG).

Der Beitrag beschäftigt sich mit der Frage, wieweit die slowenische Gesetz-
gebung den beschränkten arbeitsrechtlichen Schutz für diejenigen Rechtsverhält-

1 Zakon o delovnih razmerjih (ZDR-1), Uradni list Republike Slovenije (Amtsblatt der Republik Slowenien), 
Nr. 21/2013, 78/2013 – popr., 47/2015 – ZZSDT, 33/2016 – PZ-F, 52/2016, 15/2017 – odl. US, 22/2019 – 
ZPosS.
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nisse bestimmt, die einen oder mehrere, aber nicht alle Merkmale eines Arbeits-
verhältnisses erfüllen oder alle Merkmale eines Arbeitsverhältnisses erfüllen, aber 
aufgrund einer ausdrücklichen gesetzlichen Ausnahme nicht als Arbeitsverhältnis 
gelten, sondern auf einem zivilrechtlichen Vertrag basieren.

Die Fälle, in denen dieser begrenzte arbeitsrechtliche Schutz Personen außer-
halb eines Arbeitsverhältnisses gewährt wird, sind nach typisierten Merkmalen in 
mehreren Gesetzen beschrieben. Der Beitrag behandelt folgende Arbeitsformen 
mit beschränktem arbeitsrechtlichem Schutz:
– die zeitweilige und periodische Arbeit von Studenten (kurz: die Studenten-

arbeit), die durch die noch anwendbaren Bestimmungen des bereits außer 
Kraft gesetzten Gesetzes über Beschäftigung und Arbeitslosenversicherung 
(im Folgenden: BAG2) von 1991 geregelt ist (die Bestimmungen hinsicht-
lich Studentenarbeit bleiben anwendbar, bis ein neues Gesetz diesen Bereich 
regelt3),

– die kurzfristige Arbeit nach dem Gesetz über die Bekämpfung von Schwarz-
arbeit und Schwarzbeschäftigung (SSBG)4,

– das Volontariat nach dem Gesetz über Arbeitsverhältnisse (Art. 124 AVG),
– bestimmte Formen der ausdrücklich zugelassenen Arbeit von Kindern, Schü-

lern und Studenten nach dem Gesetz über Arbeitsverhältnisse, mit Ausnahme 
der bereits erwähnten Studentenarbeit (Art. 211 und 212 AVG),

– die Arbeit einer selbstständigen Person für ihren Vertragspartner, von dem sie 
wirtschaftlich abhängig ist (Art. 213 und 214 AVG),

– die zeitweilige oder gelegentliche Arbeit von Rentnern, die seit 2013 durch das 
Gesetz über die Regulierung des Arbeitsmarktes (AMRG) geregelt wird,

– die zeitweilige oder gelegentliche Arbeit in der Landwirtschaft, die mit der 
Novelle des Landwirtschaftsgesetzes (im Folgenden: LG) von 2018 eingeführt 
wird.

Dabei werden der Inhalt und der Umfang des beschränkten arbeitsrechtlichen 
Schutzes analysiert.

Der Artikel analysiert ebenfalls die Besteuerung der Einnahmen aus diesen Ar-
beitsformen mit der so genannten »besonderen Steuer auf bestimmte Bezüge«. 
Diese Steuer wurde bereits im Jahr 1993, kurz nach der Systemwende, einge-
führt.5 Der Gesetzgeber verfolgte mit dieser »besonderen Steuer« den Zweck, den 
Unterschied zwischen der Abgabelast von Bezügen aus einem Arbeitsverhältnis 

2 Zakon o zaposlovanju in zavarovanju za primer brezposelnosti. Uradni list Republike Slovenije, 

80/2010 – ZUTD, 95/2014 – ZUJF-C.
3 Vgl. Zakon o urejanju trga dela (ZUTD), (Gesetz über Arbeitsmarktregulierung (im Folgenden: AMRG)), 

Uradni list Republike Slovenije, Nr. 80/2010, 40/2012 – ZUJF, 21/2013, 63/2013, 100/2013, 32/2014 – ZP-
DZC-1, 47/2015 – ZZSDT, 55/2017, Art. 192. Abs. 2, Ziffer 1.

-
blatt der Republik Slowenien), Nr. 32/2014, 47/2015 – ZZSDT.

22/1994, 45/1995, 12/1996.
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und der Abgabelast von anderen Arbeitsformen zu mindern und damit Arbeits-
formen ohne (volle) Sozialversicherung für Arbeitgeber weniger attraktiv zu ma-

Bezüge diejenigen juristischen und natürlichen Personen, die eine Tätigkeit aus-
üben und bestimmte Vergütungen auf Grundlage des Werkvertrages zahlen. Die 
Bemessungsgrundlage dieser Steuer umfasst auch alle Kostenerstattungen, die 
einer natürlichen Person im Zusammenhang mit der Erbringung der Dienstleis-
tung entstanden sind. Der proportionale Steuersatz bei dieser Steuer beträgt 25 % 
(Art. 5 des Gesetzes über die besondere Besteuerung von bestimmten Bezügen).

B. Arbeitsformen mit beschränktem arbeitsrechtlichem Schutz

I. Zeitweilige und gelegentliche Arbeit von Studenten (Studentenarbeit)

Im Rahmen der zeitweiligen und gelegentlichen Arbeit können Studenten erste 
Arbeitserfahrungen sammeln und Kontakte auf dem Arbeitsmarkt knüpfen. Zu-
dem hat diese Arbeitsform eine sozialpolitische Bedeutung, da die Studenten ihre 
materielle Situation durch eigene Arbeit verbessern können. Für Arbeitgeber war 

-
form.6 -
schen Arbeitgebern und Studenten zu verdanken. Die Vermittler von Studenten-
arbeit dürfen sowohl die öffentliche Anstalt für Beschäftigung sowie diejenigen 
Organisationen oder Arbeitgeber sein, die eine Konzession vom Arbeitsministe-
rium erhalten haben.

Während der Wirtschaftskrise nach 2008 wurden auch kritische Stimmen hin-
sichtlich der Nachteile von Studentenarbeit laut. Es wurde behauptet, dass die 
Studentenarbeit aufgrund der niedrigeren Beiträge zur Sozialversicherung und 

-
beitsmarkt dränge und einen parallelen Arbeitsmarkt bilde. Daneben wurde fest-
gestellt, dass Studenten überwiegend (in 2/3 aller Fälle) anspruchslose Arbeiten 
verrichteten, was wenig zu ihrer besseren Beschäftigungsfähigkeit beitragen 
würde. Zudem könnte die Arbeitsbelastung zu einer Verlängerung der Studienzeit 
führen.7

Die dritte Novelle des Gesetzes über den Ausgleich öffentlicher Finanzen8 von 
2014 hat einen Mindeststundensatz für Studentenarbeit eingeführt (4,50 EUR), 

des Gesetzes über den Ausgleich öffentlicher Finanzen), Ljubljana, 27.11.2014.

(Die Bedeutung der Stundentenarbeit vom Gesichtpunkt des Arbeitsmarktes und des Studienerfolgs), IB 

-
like Slovenije, Nr. 95/2014.
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der jährlich mit der Zunahme des durchschnittlichen Lohns im vorigen Jahr valo-
risiert wird. Im Jahr 2019 beträgt der Mindeststundensatz 4,89 EUR.9

Auf die Bruttovergütung für Studentenarbeit muss ein Vermittler die Konzessi-
onsgebühr und eine zusätzliche Konzessionsgebühr erheben.

Die Konzessionsgebühr wird auf 16 % der Bruttovergütung für zeitweilige und 
gelegentliche Arbeit von Studenten festgelegt.

20,86 % der durch die Konzessionsgebühr erhaltenen Gelder müssen Vermitt-
ler von Studentenarbeit in einen besonderen staatlichen Haushaltsfonds für die 

an die Studentenorganisation in Slowenien, während der Vermittler den Rest in 
Höhe von ebenfalls 39,57 % als Entgelt für seine Dienstleistungen einbehalten 
kann (Art. 130 des Gesetzes über den Ausgleich der öffentlichen Finanzen).

Mit der zusätzlichen Konzessionsgebühr werden weitere 2 % der Bruttovergü-
tung für Studentenarbeit erhoben. Die aus der zusätzlichen Konzessionsgebühr 
erhaltenen Gelder sind ebenfalls in einen Haushaltfonds einzuzahlen und für den 
Bau, den Kauf, die Erweiterung, Renovierung, Instandhaltung und Modernisie-
rung der Räumlichkeiten und Ausrüstung von öffentlichen Hochschuleinrichtun-
gen und Studentenunterkünften bestimmt.10

Von den Einnahmen aus Studentenarbeit müssen Vermittler auch Beiträge zur 
Sozialversicherung der Studenten leisten. Auf Grundlage der erweiterten Sozi-
alversicherung wird Studenten für jeweils 60 % des durchschnittlichen Monats-
lohns in Slowenien ein Monat der Versicherungsdauer anerkannt.11

Die Theorie erachtet den zeitweiligen oder gelegentlichen Charakter der Stu-
dentenarbeit als diejenige Eigenschaft, nach der sich diese Arbeitsform von einem 
Arbeitsverhältnis unterscheidet.12 Diesem Standpunkt folgen auch die Gerichte. 
So hat das Höhere Arbeits- und Sozialgericht entschieden, dass die Arbeit eines 
Studenten nach der Dauer und dem Umfang nicht eine zeitweilige oder gelegent-

wenn alle Merkmale eines Arbeitsverhältnisses im konkreten Falle erfüllt sind. 
Nach Meinung dieses Gerichts stellen die gesetzlichen Bestimmungen über Stu-

über die Anpassung des niedrigsten Stundensatz für zeitweilige und gelegentliche Arbeit), Uradni list Re-
publike Slovenije, Nr. 17/2019.

10 -

gelegentliche Arbeit von Studenten und Schülern ausgezahlt werden), Uradni list Republike Slovenije, 
Nr. 79/2003, 79/2006, 24/2007 – UPB1, 79/2017.

11 Zakon o pokojninskem in invalidskem zavarovanju (ZPIZ-2), (Gesetz über Renten- und Invalidenver-
sicherung), Uradni list Republike Slovenije, Nr. 96/2012, 39/2013, 99/2013 – ZSVarPre-C, 101/2013 
– ZIPRS1415, 44/2014 – ORZPIZ206, 85/2014 – ZUJF-B, 95/2014 – ZUJF-C, 90/2015 – ZIUPTD, 
102/2015, 23/2017, 40/2017, 65/2017, Art. 130 Abs. 5 und 6.

12
(Die Regelung der zeitweiligen und gelegentlichen Arbeit von Studenten in Bezug auf die Veränderungen 
der ZUJF-C) , Delavci in delodajalci, Jahrgang 15, Heft 1, S. 107.
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dentenarbeit keine Ausnahme von dem Grundsatz dar, dass ein Arbeitsverhältnis 
besteht, wenn die tatsächlichen Merkmale eines solchen Verhältnisses gegeben 
sind.13

In einem anderen Fall hat das Oberste Gericht festgestellt, dass der Arbeitge-
ber die Bestimmungen über Studentenarbeit verletzt hatte, weil der Student über 
einen längeren Zeitraum ununterbrochen im Rahmen eines organisierten Arbeits-
prozesses gearbeitet hatte – auf dieselbe Weise wie eine Person in einem Arbeits-
verhältnis mit demselben Arbeitgeber – und der zeitweilige oder gelegentliche 
Charakter der Studentenarbeit fehlte.14

Der Umfang des beschränkten arbeitsrechtlichen Schutzes für Studentenarbeit 
ist in einer Generalklausel im AVG unter Abschnitt 2.5 festgelegt und bezieht sich 
auf alle Formen der Kinder-, Schüler- und Studentenarbeit.

Die Studentenarbeit unterliegt nicht der besonderen Besteuerung von bestimm-
ten Bezügen15 und genießt bestimmte Erleichterungen hinsichtlich der Einkom-

II. Kurzfristige Arbeit

Nach dem Gesetz über die Bekämpfung von Schwarzarbeit und Schwarzbe-
schäftigung ist unter bestimmten Bedingungen die sogenannte kurzfristige Arbeit 
zulässig (Art. 17).

Diese Arbeit darf unentgeltlich in einer Mikrogesellschaft oder Organisation 
mit mindesten einem und höchstens 10 Arbeitnehmern oder bei einem Selbststän-
digen mit höchstens 10 Arbeitnehmern verrichtet werden.

Zudem dürfen kurzfristige Arbeiten nur bestimmte Familienangehörige des 
(Mit-) Eigentümers der Mikrogesellschaft oder Organisation bzw. des Selbststän-
digen durchführen. Zu diesen Familienangehörigen gehören der Ehegatte oder die 
Ehegattin, der Partner oder die Partnerin, sowie Personen in Verwandtschaft oder 
Schwägerschaft in gerader Linie ersten Grades.

Die Arbeit einer solchen Person darf höchstens 40 Stunden pro Monat betra-
gen. Der Arbeitgeber muss Aufzeichnungen über diese kurzfristige Arbeit führen. 
Die Aufzeichnungen müssen von der Person, die die kurzfristige Arbeit ausübt, 
täglich zu Beginn und am Ende der Arbeit unterzeichnet werden.

Auf kurzfristige Arbeit sind die Bestimmungen über die Beschäftigung von 
Personen unter dem 18. Lebensjahr, über Arbeitszeit, Nachtarbeit, Ruhepausen 
und Ruhezeiten, Schutz einzelner Kategorien von Arbeitnehmern sowie Si-
cherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit anwendbar. Der Ausübende der 
kurzfristigen Arbeit muss gegen Berufskrankheit und Arbeitsunfälle versichert 
werden.

13 VDSS), sklep Pdp 666/2012, 06.12.2012.
14
15
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III. Zeitweilige oder gelegentliche Arbeit von Rentnern

Das Gesetz über Arbeitsmarktregulierung (AMRG) regelt seit Inkrafttreten sei-
ner ersten Novelle im Jahr 2013 die sogenannte zeitweilige oder gelegentliche 

-

Da das Gesetz hinsichtlich der Art der zeitweiligen oder gelegentlichen Arbeit 
keine Beschränkung vorsieht, dürfen solche Arbeiten nur Rentner ausführen, so-
fern sie keinen Anspruch auf Teilpension haben (Art. 27.b AMRG).

Auf der anderen Seite begrenzt das Gesetz den Zeitraum, während dessen ein 

pro Monat begrenzt. Die nicht genutzten Stunden dürfen nicht in den nächsten 
Monat übertragen werden (Art. 27.c des AMRG).

Zudem schreibt das Gesetz auch den niedrigsten Stundensatz und das höchste 
Jahreseinkommen für solche Arbeiten vor. Das Gehalt für eine Arbeitsstunde 
muss mindestens 4,20 EUR betragen, und das gesamte Einkommen eines Rent-
ners für solche Arbeiten während eines Kalenderjahres darf den Betrag von 
6300 EUR nicht übersteigen. Beide Beträge werden jährlich mit dem Wachstum 
des Mindestlohns in Slowenien valorisiert (Art. 27.c Abs. 2 AMRG). Im Jahr 
2019 beträgt der niedrigste Stundensatz 4,76 EUR und das höchste Einkommen 
7217,68 EUR.16

Nach dem Gesetz darf ein Rentner zeitweilige oder gelegentliche Arbeiten bei 
zwei oder mehreren Arbeitgebern ausführen, und insgesamt dürfen die Beschrän-
kungen hinsichtlich Stundenanzahl und Jahreseinkommen nicht überschritten 
werden.

Darüber hinaus beschränkt das Gesetz die höchste Anzahl der Arbeitsstunden 
von Rentnern während eines Kalendermonats bei einem Arbeitgeber mit Bezug 
auf die Anzahl der Arbeiternehmer, die bei demselben Arbeitgeber vollzeitbe-
schäftigt sind.17

16
(Ministerium für Arbeit, Familie, Soziale Anlegenheiten und Chancengleichheit, Zeitweilige und gelegent-
liche Arbeit von Rentnern), URL: 
www.mddsz.gov.si/si/delovna_podrocja/trg_dela_in_zaposlovanje/zaposlovanje/upokojenci/ (25.04.2019)

17 So dürfen Rentner bei einem Arbeitgeber, der keine Arbeitnehmer beschäftigt, höchstens 60 Stunden 
zeitweilige oder gelegentliche Arbeit pro Kalendermonat und bei einem Arbeitgeber mit bis zu 10 Ar-
beitnehmern höchstens 100 Stunden verrichten. Der Umfang der zeitweiligen oder gelegentlichen Arbeit 
von Rentnern während eines Kalendermonats bei einem Arbeitgeber mit mehr als 10 bis zu einschließ-
lich 30 Arbeitnehmern ist auf höchstens 150 Stunden und bei einem Arbeitgeber mit mehr als 30 bis zu 
einschließlich 50 Arbeitnehmern auf höchstens 400 Stunden begrenzt. Bei einem Arbeitgeber mit mehr 
als 50 bis zu einschließlich 100 Arbeitnehmern ist die Obergrenze 750 Arbeitsstunden und bei einem Ar-
beitgeber mit mehr als 1050  Arbeitnehmern 1050 Arbeitsstunden. Bei einer Nichtregierungsorganisation, 
die im öffentlichen Interesse tätig ist, dürfen die Obergrenzen der zeitweiligen oder gelegentlichen Ar-
beit von Rentnern doppelt so hoch wie bei anderen Arbeitgebern sein. Ferner darf ein Arbeitgeber, der 
mehr als 1250 Arbeitnehmer beschäftigt, nach einer Beratung durch Sozialpartner für einen Zeitraum von 
höchstens drei Monaten beim zuständigen Ministerium eine höhere Stundenanzahl der zeitweiligen oder 
gelegentlichen Arbeit von Rentnern beantragen, jedoch nicht mehr als 1500 Stunden pro Kalendermonat 
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Diese Beschränkungen zeigen, dass der Umfang der zulässigen zeitweiligen 
oder gelegentlichen Arbeit von Rentnern nicht proportional, sondern degressiv 
in Bezug auf die Anzahl der vollzeitbeschäftigen Arbeitnehmer des Arbeitgebers 
festgelegt ist.

Zudem muss der Arbeitgeber von dem Einkommen, das für solche Arbeiten 
ausgezahlt wird, eine Abgabe in Hohe von 25 % der Bruttoentgelts ins Budget 

AMRG). Die besondere Steuer auf bestimmte Bezüge mit demselben Steuersatz 
wie bei der erwähnten Abgabe (25 %) wird jedoch seit der zweiten Novelle des 
AMRG im Jahr 2013 auf Bezüge für zeitweilige oder gelegentliche Arbeiten von 
Rentnern nicht mehr erhoben.18

Auf die zeitweilige oder gelegentliche Arbeit von Rentnern sind diejenigen Be-
stimmungen über Arbeitsverhältnisse anwendbar, die folgende Bereiche regeln:
1. Diskriminierungsverbot,

3. Gleichbehandlung in Bezug auf das Geschlecht,
4. Arbeitszeit, Ruhepausen und Ruhezeiten,
5. Schadenersatzverantwortung (vor allem die Haftungsbegünstigung des Ar-

nicht leicht fahrlässig) zugefügte Schäden gegenüber dem Arbeitgeber Scha-
denersatz zu leisten19),

6. die Sicherheit und den Gesundheitsschutz bei der Arbeit (Art. 27.a Abs. 2 des 
AMRG).

IV. Volontariat

Als Praktikant schließt nach Art. 120 des AVG diejenige Person den Beschäf-
tigungsvertrag ab, die erstmals eine Arbeit entsprechend der Art und des Niveaus 
ihrer Ausbildung mit dem Zweck der Befähigung zur selbständigen Arbeit zu leis-
ten beginnt, wenn das Praktikum im Gesetz oder im Tarifvertrag vorgesehen ist.

Neben dem Praktikum in Rechtsform eines Arbeitsverhältnisses kennt das Ge-
setz auch das Volontariat.

Nach Art. 124 des AVG darf das Praktikum auch ohne Beschäftigungsvertrag 
durchgeführt werden, wenn dieses in einem speziellen Gesetz vorgesehen wird.

So darf zum Beispiel nach dem Gesetz über die staatliche Rechtsprüfung20 ein 
Gerichtspraktikant in einem Arbeitsverhältnis mit einem Gericht oder einem an-

18 Übergangsbestimmung in Artikel 7 der zweiten Novelle des AMRG (Zakon o spremembah in dopolnitvah 
Zakona o urejanju trga dela – ZUTD-B), Uradni list Republike Slovenije, Nr. 63/2013.

19 Siehe Art. 177 Abs. 1 des slowenischen AVG.
20

http:/20/20www.pisrs.si/20Pis.web/20pregled 
Predpisa?id=ZAKO319.
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deren Arbeitgeber stehen oder das Gerichtspraktikum als Volontär ausüben (Art. 3 
Abs. 1). Das Volontariat darf gemäß Art. 108 Abs. 2 des Gesetzes über öffentliche 
Angestellte21 auch in den Verwaltungsorganen des Staates und lokalen Selbstver-
waltungsgemeinschaften durchgeführt werden.

Der beschränkte arbeitsrechtliche Schutz von Personen, die ein Volontariat 
ausüben, ist teilweise in Bestimmungen des AVG über Volontariate, teilweise in 
den Bestimmungen über Kinder-, Schüler- und Studentenarbeit geregelt. Diesen 
Schutz stellen Bestimmungen sicher, die folgende Bereiche des Arbeitsrechts be-
treffen:
1. Dauer und Absolvierung des Praktikums,
2. begrenzte Arbeitszeit, Ruhepausen und Ruhezeiten,
3. Erstattung der mit der Arbeit verbundenen Kosten,
4. Schadenersatzverantwortung,
5. Gewährleistung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes bei der Arbeit 

(Art. 124 Abs. 1 des AVG),
6. Verbot der Diskriminierung,
7. gleiche Behandlung ungeachtet des Geschlechts,
8. besonderer Schutz der Arbeitnehmer unter dem 18. Lebensjahr (Art. 211 

Abs. 7 des AVG).
Der Vertrag über das Volontariat muss in schriftlicher Form verfasst werden.

V. Arbeit von Kindern, Schülern und Studenten

In den Bestimmungen über die Arbeit von Kindern unter dem 15. Lebensjahr, 
Schülern und Studenten regelt das slowenische AVG die Arten, den Umfang, die 
Schutzmaßnahmen und andere Bedingungen hinsichtlich der Arbeit dieser drei 
Gruppen. Die zeitweilige oder gelegentliche Arbeit, die Studenten nach dem Ge-
setz über Beschäftigung und Arbeitslosenversicherung leisten, ist im AVG inhalt-
lich nicht geregelt, ist jedoch mit anderen zulässigen Formen der Kinder-, Schü-
ler- und Studentenarbeit in die Generalklausel einbezogen, die den beschränkten 
arbeitsrechtlichen Schutz auf diese drei Gruppen erstreckt.

Im Einklang mit der Richtlinie 1994/33/EG22 verbietet das AVG die Arbeit von 
Kindern und gestattet im Ausnahmefall bestimmte leichte Arbeiten von Kindern.

Nach dieser Richtlinie gilt als Kind ein junger Mensch, der noch nicht 15 Jahre 
alt ist oder gemäß den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften noch der Vollzeit-

21 -
sedilo, 65/2008, 69/2008 – ZTFI-A, 69/2008 – ZZavar-E, 40/2012 – ZUJF.

22 Richtlinie 94/33/EG des Rates vom 22. Juni 1994 über den Jugendarbeitsschutz, Amtsblatt der EG, L 216, 
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So darf ein Kind unter dem 15. Lebensjahr gegen Entgelt bei Filmaufnahmen 
und der Vorbereitung und Aufführung von künstlerischen, szenischen und ande-
ren Werken im Rahmen von kulturellen, künstlerischen, sportlichen oder Werbe-
tätigkeiten mitwirken.

Ein Kind, das das 13. Lebensjahr vollendet hat, darf auch leichte Arbeiten im 
Rahmen anderer Tätigkeiten erledigen, jedoch höchstens 30 Tage während der 
Schulferien und wenn die Art und der Umfang der zu leistenden Arbeit nicht 
die Sicherheit, Gesundheit, Moral, Ausbildung und Entwicklung des Kindes be-
drohen. Die Arten der leichten Arbeit sind in einer untergesetzlichen Vorschrift 
festgelegt. Der Erlass, den die Ministerin für Arbeit im Einvernehmen mit der 
Ministerin für Gesundheit erlassen hat23, enthält auch eine Klausel, gemäß der 
die leichten Arbeiten hinsichtlich ihrer Art und Bedingungen keine Bedrohung 
für Sicherheit, Gesundheit und Entwicklung des Kindes darstellen und keine 
negativen Auswirkungen auf die Anwesenheit des Kindes in der Schule so-
wie auf seine Eingliederung in die Berufsberatung und die Ausbildung haben 
 dürfen.

In beiden Fällen ist für die Arbeiten des Kindes eine Genehmigung erfor-
derlich, die vom Arbeitsinspektor auf Ersuchen des gesetzlichen Vertreters des 
Kindes erteilt wird. Der Arbeitsinspektor muss dabei die Bedingungen und das 
Verfahren berücksichtigen, die im Erlass für die Erteilung der Genehmigung 
gelten.

Im Einklang mit Richtlinie 1994/33/EG schreibt der erwähnte Erlass vor, dass 
die jungen Personen keinen physikalischen, biologischen und chemischen Risi-
ken bei der Arbeit ausgesetzt werden dürfen (Art. 5).

Schüler und Studenten, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, können eine 
praktische Ausbildung im Rahmen von Bildungsprogrammen absolvieren. Nach 

24 erfolgt die praktische Aus-
bildung als praktischer Unterricht an der Schule oder als praktische Ausbildung 
beim Arbeitgeber (Art. 31).

Auf die Kinder-, Schüler- und Studentenarbeit sind die Bestimmungen des Ge-
setzes über Arbeitsverhältnisse anwendbar, die folgende Aspekte regeln:
1. Diskriminierungsverbot,
2. gleiche Behandlung ungeachtet des Geschlechts,
3. Arbeitszeit, Ruhepausen und Ruhezeiten,
4. besonderer Schutz von Arbeitnehmern unter dem 18. Lebensjahr und
5. Schadenersatzverantwortung (Art. 211 Abs. 7 AVG).25

23 Pravilnik o varovanju zdravja pri delu otrok, mladostnikov in mladih oseb (Erlass über den Gesundheits-
schutz bei der Arbeit von Kindern, Schülern und jungen Menschen), Uradni list Republike Slovenije, 
Nr. 62/2015.

24
68/2017.

25
Bestimmungen des AVG hinsichtlich Diskriminierung und Gleichbehandlung beruft (Art. 41).



168  Avsec  ZIAS 2019

Diese Klausel erwähnt nicht ausdrücklich Sicherheit und Gesundheitsschutz. 

den Arbeitnehmer als »jede natürliche Person, die auf Grundlage eines Beschäfti-
gungsvertrages oder auf einer anderen Rechtsgrundlage Arbeiten für den Arbeit-
geber erbringt oder zwecks Ausbildung beim Arbeitgeber tätig ist«.26

Dieser beschränkte Schutz wurde für Kinder unter dem 15. Lebensjahr um ei-
nige zusätzliche besondere Schutzbestimmungen erweitert, die die tägliche und 
wöchentliche Arbeitszeit, Nachtarbeit und die tägliche Ruhezeit betreffen:
– Kinder unter 15 Jahren, die während der Schulferien leichtere Arbeiten ver-

richten, dürfen höchstens sieben Stunden pro Tag und 35 Stunden pro Woche 
arbeiten. Arbeiten außerhalb des Unterrichts während des Schuljahres dürfen 
nicht mehr als zwei Stunden pro Tag und nicht mehr als 12 Stunden pro Wo-
che betragen,

– Kinder dürfen nicht zwischen acht Uhr abends und sechs Uhr morgens arbei-
ten,

– in jedem Zeitraum von 24 Stunden muss den Kindern eine tägliche Ruhezeit 
von mindestens 14 Stunden gewährleistet werden (Art. 212 AVG).

Mit diesen gesetzlichen und einigen anderen, in dem erwähnten Erlass enthal-
tenen Bestimmungen wurde der beschränkte arbeitsrechtliche Schutz für Kinder 
in mehreren Hinsichten im Vergleich zur allgemeinen arbeitsrechtlichen Rege-
lung noch verschärft.

Wenn ein Schüler oder Student die Arbeit ohne Bildungsvertrag (der zwischen 
dem Schüler bzw. seinem gesetzlichen Vertreter oder der Schule auf der einen 
Seite und dem Arbeitgeber auf der anderen Seite hinsichtlich der obligatorischen 
praktischen Ausbildung abzuschließen ist) oder außerhalb der Studentenarbeit 
ausführt, unterliegen die Einnahmen aus dieser Arbeit der besonderen Besteue-
rung bestimmter Bezüge.27

VI. Wirtschaftlich abhängige Personen

Das geltende slowenische AVG von 2013 hat einen beschränkten arbeitsrechtli-
chen Schutz für sogenannte wirtschaftlich abhängige Personen eingeführt. Er gilt 
für selbstständige natürliche Personen, die auf der Grundlage eines zivilrechtli-
chen Vertrags persönlich, und ohne Arbeitnehmer zu beschäftigten, gegen Entgelt 
selbstständig und über einen längeren Zeitraum Arbeiten unter wirtschaftlicher 
Abhängigkeit von dem anderen Vertragspartner leisten.

Das Gesetz legt auch die quantitative Grenze für die wirtschaftliche Abhängig-
keit fest. So gilt eine selbstständige Person als wirtschaftlich abhängig, wenn sie 
mindestens 80 Prozent ihres Jahreseinkommens von demselben Vertragspartner 
bezieht (Art. 213 AVG).

26 Zakon o varnosti in zdravju pri delu (ZVZD-1), Uradni list Republike Slovenije, Nr. 43/2011, Art. 3 
Pkt. 1.

27
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Der Begriff »selbstständige Person« wird im breiteren Sinne interpretiert. Der 
Begriff umfasst nicht nur Personen, die eine Tätigkeit mit einem formellen Status 
(selbstständiger Unternehmer, Journalist, Arzt, Sportler oder ähnliche Personen) 
ausüben, sondern auch diejenigen, die ohne einen formellen Status für längere 
Zeit eine Arbeit in wirtschaftlicher Abhängigkeit von ihren Vertragspartnern ver-
richten.28

Wirtschaftlich abhängige Personen genießen nach dem AVG einen beschränk-
ten arbeitsrechtlichen Schutz.

So sind die Bestimmungen des AVG hinsichtlich des Diskriminierungsverbots, 
der Mindestkündigungsfristen und des Verbots einer unbegründeten Kündigung 
auch auf das Verhältnis zwischen der wirtschaftlich abhängigen Person und ihrem 
Vertragspartner, von dem sie wirtschaftlich abhängig ist, anzuwenden.

Ferner hat die wirtschaftlich abhängige Person das Recht auf ein Entgelt, das 
einer Vergütung für eine nach Art, Umfang und Qualität vergleichbare Arbeit ge-
mäß dem Tarifvertrag und den allgemeinen Akten des Arbeitgebers entspricht, 
unter Berücksichtigung von Steuern und sozialen Beiträgen.

Zudem wurde auch die Schadensersatzhaftung der wirtschaftlich abhängigen 
Person gegenüber ihrem Vertragspartner wie die Haftung des Arbeitnehmers ge-
genüber dem Arbeitgeber im Arbeitsrecht geregelt29 (Art. 214 AVG).

Das Gesetz überlässt es der wirtschaftlich abhängigen Person, die Rechte aus 
ihrem beschränkten Arbeitsschutz geltend zu machen. Um den beschränkten ar-
beitsrechtlichen Schutz zu genießen, muss die wirtschaftlich abhängige Person 
nach Ablauf jedes Kalender- oder Geschäftsjahres den Vertragspartner über ihre 
Arbeitsbedingungen unterrichten und alle Nachweise und Informationen übermit-
teln, die für die Beurteilung einer wirtschaftlichen Abhängigkeit notwendig sind 
(Art. 214 Abs. 3 AVG).

Gemäß den Erläuterungen der Finanzverwaltung unterliegen die Einnahmen 
aus selbstständiger Tätigkeit nicht der besonderen Besteuerung bestimmter Ein-
nahmen.30

28
der wirtschaftlich abhängigen Personen – Neuigkeit des AVG), Delavci in delodajalci, Jahrgang 13, 

29 -
schaftlich abhängigen Person, da sie auf eigenes Risiko tätig und seinem Vertragspartner grundsätzlich 

30 Pojasnilo DURS vom 31.01.2018. URL: (http://urednik.superdavki.com/superdavki.php?mod=articles&cat 
=43&docid=10182&dp_cat=&dp_docid=&sort=title_asc&pagenum=16&archive=0 (25.04.2019). Siehe 
auch zwei Urteile des Verwaltungsgerichts der Republik Sloweniens, Nr. U 1146/2005 vom 06.02.2007 
und Nr. I U 82/2010 vom 19.04.2011.
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VII. Zeitweilige oder gelegentliche Arbeit in der Landwirtschaft

Die Novelle des slowenischen Landwirtschaftsgesetzes (LG)31 von 2018 führte 
unter anderem eine besondere Regelung der zeitweiligen oder gelegentlichen Ar-
beit in bestimmten Zweigen der Landwirtschaft, d. h. im Obst-, Wein-, Hopfen- 
und Gemüsebau ein.

-
det, und zwar, dass bestimmte Aufgaben aufgrund der Vegetationszeit oder 
Wetterbedingungen in kurzer Zeit erledigt werden müssen, sodass während der 
Arbeitsspitzen die Beauftragung mehrerer Personen notwendig ist, während die 
übrigen technologischen Prozesse meistens schon mechanisiert sind. Die be-
sondere Regelung der zeitweiligen oder gelegentlichen Arbeit in der Landwirt-
schaft sollte es diesem Wirtschaftszweig ermöglichen, die notwendigen Arbei-
ten in einem genau bestimmten Zeitraum abhängig von dem Erzeugungsprozess 
zu erledigen.32

Während die gesetzlichen Regelungen anderer Arbeitsformen mit beschränk-
tem arbeitsrechtlichen Schutz das Vorliegen aller Merkmale eines Arbeitsver-
hältnisses und damit den vollen arbeitsrechtlichen Schutz im konkreten Fall 

-
gentliche Arbeit in der Landwirtschaft ausdrücklich als Ausnahme von dem Ar-
beitsverbot aufgrund eines zivilrechtlichen Vertrags, wenn die Merkmale eines 

Zusammenhang mit Art. 13 Abs. 2 des Gesetzes über Arbeitsverhältnisse).
-

regelt, dass die Auftraggeber solcher Arbeiten nur diejenigen Personen sein dür-
fen, die Inhaber oder Mitglieder eines landwirtschaftlichen Betriebes sind, der im 
Register der landwirtschaftlichen Betriebe eingetragen ist. Der Ausführer solcher 
Arbeiten ist eine natürliche Person, die die Arbeit auf Grundlage eines zivilrecht-

Der Umfang der zeitweiligen oder gelegentlichen Arbeit in der Landwirtschaft 
ist zweiseitig begrenzt.

So darf auf einem landwirtschaftlichen Betrieb die zeitweilige oder gelegentli-
che Arbeit ununterbrochen oder mit Unterbrechungen höchstens 120 Tage in ei-
nem Kalenderjahr ausgeführt werden.

Der Ausführer darf diese Arbeiten höchstens 90 Tage im Kalenderjahr ausfüh-
ren, auch bei mehreren Auftraggebern, aber auf eine Weise, dass die Beschrän-
kungen hinsichtlich Arbeitszeit, Ruhepausen und Ruhezeit nach dem AVG nicht 

31 Zakon o kmetijstvu (ZKme-1), Uradni list Republike Slovenije, Nr. 45/2008, 57/2012, 90/2012 – ZdZP-
VHVVR, 26/2014, 32/2015, 27/2017, 22/2018.

32 Predlog. Zakon o spremembah in dopolnitvah Zakona o kmetijstvu, URL: https://imss.dz-rs.si/
imis/4aa2a0ebf39ee5d271b1.pdf (25.04.2019).
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Der Stundensatz für die zeitweilige oder gelegentliche Arbeit in der Land-
wirtschaft muss mindestens 4,79 Euro betragen und wird einmal pro Jahr (bis 
zum 1. April) mit den Veränderungen des durchschnittlichen Lohns valorisiert 

muss spätestens 15 Tage nach der erledigten Arbeit oder, wenn der Vertrag für 
einen längeren Zeitraum als einen Monat geschlossen wird, spätestens 15 Tage 
nach Monatsende ausgezahlt werden.

Die Person, die zeitweilige oder gelegentliche Arbeit in der Landwirtschaft ver-
richtet, genießt den beschränkten arbeitsrechtlichen Schutz gemäß den Vorschrif-
ten des Arbeitsrechts über:
1. Verbot von Diskriminierung,

3. gleiche Behandlung ungeachtet des Geschlechts,
4. Verbot von Kinderarbeit,
5. Arbeitszeit, Ruhepausen und Ruhezeiten,
6. Schadenersatzverantwortung,
7. Verbot bestimmter Arbeiten für einzelne Kategorien von Arbeitnehmern,
8. Datenschutz,
9. Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit (Art. 105.b Abs. 2 des LG).

Nach dem Gesetz über die besondere Besteuerung von bestimmten Bezügen 
wurde das Entgelt für die saisonale Arbeit im Bereich Hopfen-, Obst- und Wein-
bau von dieser Besteuerung ausgenommen, sofern die natürlichen oder juristi-
schen Personen als Auftraggeber für die Ausübung dieser landwirtschaftlichen 
Tätigkeiten eingetragen waren und das Entgelt an die natürlichen Personen aus-
gezahlt wurde (Art. 4 Abs. 3). Die Novelle des Landwirtschaftsgesetzes von 2018 
hat diese Steuerbefreiung ausdrücklich auf alle Auftraggeber von zeitweiliger 
oder gelegentlicher Arbeit, nicht nur im Obst-, Wein-, Hopfen-, sondern auch im 

-
rer der zeitweiligen oder gelegentlichen Arbeit in der Landwirtschaft in die obli-
gatorischen Sozialversicherungen aufnehmen.

C. Schlussbemerkungen
Der oben dargestellte beschränkte arbeitsrechtliche Schutz ist für bestimmte 

-
nem Arbeitsverhältnis ähnlich sind. Der Inhalt und der Umfang des beschränkten 
arbeitsrechtlichen Schutzes ist von den Besonderheiten und Risiken der jeweili-
gen Arbeitsform abhängig.

Dabei muss angemerkt werden, dass einige Schutzbestimmungen, die bei 
diesem beschränkten arbeitsrechtlichen Schutz gelten, die Grenzen des Ar-
beitsrechts schon überschritten haben. Dabei müssen vor allem das Diskrimi-
nierungsverbot sowie die Sicherheit und der Gesundheitsschutz bei der Arbeit 
erwähnt werden.
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Das slowenische Gesetz über das Verbot von Diskriminierung33 verbietet Dis-
kriminierung aufgrund persönlicher Umstände nicht nur im Bereich der Arbeit, 
sondern auch »in verschiedenen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens, bei 
der Ausübung von Menschenrechten und Grundfreiheiten, bei der Ausübung 

wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen, zivilen oder anderen Bereichen« (Art. 1 
Abs. 1).

-
heit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit den Arbeitnehmer als jede natürliche 
Person, die die Arbeit auf einer Rechtsgrundlage für den Arbeitgeber erbringt 
oder zwecks Ausbildung beim Arbeitgeber tätig ist. Auch selbstständige Per-
sonen sind für die Sicherheit und den Gesundheitsschutz bei der Arbeit von ih-
nen selbst und von anderen Personen verantwortlich (Art. 55 des Gesetzes über 
Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit). Aus diesem Grund ist der 
Bereich Sicherheit und Gesundheitsschutz nicht in den beschränkten arbeits-
rechtlichen Schutz einer wirtschaftlich abhängigen Person einbezogen: wie an-
dere Selbstständige auch muss eine wirtschaftlich abhängige Person selbst dafür 
Sorge tragen.

Die Fälle, in denen verschiedene slowenische Gesetze den beschränkten ar-
beitsrechtlichen Schutz außerhalb eines Arbeitsverhältnisses bestimmen, können 
in zwei Gruppen unterteilt werden.

In die erste Gruppe sind diejenigen Arbeitsformen einzuordnen, bei denen ei-
nige, aber nicht alle Merkmale eines Arbeitsverhältnisses erfüllt sind.

Diese Arbeitsformen können einen zeitweiligen oder gelegentlichen Ar-
beitscharakter haben (1. zeitweilige oder gelegentliche Arbeit von Rentnern, 
2. Studentenarbeit, 3. andere Arbeit von Kindern, Schülern und Studenten), un-
entgeltlich sein (4. unentgeltliches Volontariat), unentgeltlich und kurzfristig sein 
(5. kurzfristige Arbeit) oder eine wirtschaftliche, aber nicht personelle Abhän-
gigkeit von dem anderen Vertragspartner aufweisen (6. wirtschaftlich abhängige 
Person). Wenn die Arbeit alle Kriterien eines Arbeitsverhältnisses erfüllt, ist es 
zulässig, das Bestehen eines Arbeitsverhältnisses und damit den vollen arbeits-
rechtlichen Schutz, der für das Arbeitsverhältnis kennzeichnend ist, geltend zu 
machen. Diese Arbeitsformen sind nämlich nicht als Ausnahme von dem Grund-

die Vertragspartner einen Beschäftigungsvertrag anschließen und damit das Ar-
beitsverhältnis begründen müssen, sofern das Gesetz nichts anderes vorschreibt 
(Art. 13 Abs. 2 AVG).

eine Arbeitsform (alle) tatsächlichen Merkmale eines Arbeitsverhältnisses auf-

33 Zakon o varstvu pred diskriminacijo (ZVarD, Uradni list Republike SlovenijeS, Nr. 33/2016, 21/2018 – 
ZNOrg.
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-
gründung eines Arbeitsverhältnisses ausgeschlossen, wenn auch die zeitweilige 
oder gelegentliche Arbeit in der Landwirtschaft neben allen Kriterien für diese 
Arbeitsform (nach dem Landwirtschaftsgesetz) gleichzeitig alle Kriterien eines 
Arbeitsverhältnisses (nach dem AVG) erfüllt.

Ob der beschränkte arbeitsrechtliche Schutz für die erwähnten besonders gere-
gelten formellen Arbeitsformen entsprechend ist, ist schwer zu beurteilen, ohne 
die praktische Durchsetzung von Vorschriften genauer zu analysieren.

Seit der Novelle des Gesetzes über die Arbeitsinspektion (AIG34) von 2017 ist 
in dem Falle, wenn ein zivilrechtlicher Vertrag für bestimmte Arbeiten geschlos-
sen wurde, obwohl ein Arbeitsverhältnis begründet werden sollte, der Arbeitsin-

zivilrechtlichen Vertrags zu verbieten und anzuordnen, dass der Arbeitgeber dem 
Arbeitnehmer einen schriftlichen Beschäftigungsvertrag zur Unterschrift vorlegt 
(Art. 19 AIG). Das Arbeitsinspektorat berichtet, dass die Überprüfung der Konti-

-
sonders in Fällen, wenn der Arbeitgeber keine Aufzeichnungen über die Arbeits-
zeit führt oder der Arbeitnehmer mit dem Inspektor nicht zusammenarbeitet.35 Die 
Bescheide über verdeckte Arbeitsverhältnisse kommen viel öfter nach gezielten 
verschärften Kontrollen in einigen Sektoren als nach einer Anmeldung des Inter-
essierten hinsichtlich Rechtswidrigkeiten vor.36

Für die einzelnen Arbeitsformen mit beschränktem arbeitsrechtlichem Schutz 
sind verschiedene Grenzen vorgeschrieben. Neben der längsten Zeitdauer, die in 
den Vorschriften am öftesten vorkommt, sind einige der erwähnten Arbeitsformen 
auch indirekt, zum Beispiel mit einem Höchsteinkommen in einem bestimmten 
Zeitraum oder in Verbindung mit der Anzahl der vollbeschäftigen Arbeitnehmer 
bei demselben Arbeitgeber begrenzt.

Die steuerliche Behandlung und alle öffentlich-rechtlichen Abgaben spielen für 
verschiedene Arbeitsformen eine wichtige Rolle. Der Artikel konzentrierte sich 
vor allem auf die besondere Besteuerung von bestimmten Bezügen, die schon 
im Jahr 1993 eingeführt wurde, mit dem Zweck, die Unterschiede zwischen öf-
fentlich-rechtlichen Abgaben für verschiedene Arbeitsformen zu reduzieren. Die 
Beschreibung anderer Abgaben, einschließlich Einkommensteuer, Körperschafts-
steuer, Beiträge zur Sozialversicherung, Konzessionsabgaben usw., würde einen 
besonderen Beitrag verlangen.

Trotzdem lassen sich zwei Tendenzen in den letzten Jahren mit positiver Wir-
kung festzustellen. Bestimmte Arbeitsformen sind in die breitere Sozialversi-
cherung einbezogen, sodass die besondere Besteuerung durch die erhöhten So-

34
35 -

spektorat der Republik Slowenien, Der Bericht über die Tätigkeiten des Arbeitsinspektorates der Republik 
Slowenien für 2018), Ljubljana 2019, S. 70.

36 Ibid., S. 71.
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zialversicherungsbeiträge bei diesen Arbeitsformen ersetzt wird. Zweitens sind 
Mindeststundensätze für mehrere Arbeitsformen festgelegt. Da die besondere 
Besteuerung allein die (unlautere) Wettbewerbsfähigkeit der Arbeit außerhalb des 
Arbeitsverhältnisses mindert, tragen die erweiterte Sozialversicherung und die 
Mindeststundensätze auch zu einem besseren rechtlichen und sozialen Schutz der 
arbeitenden Personen in diesen Arbeitsformen bei.
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A. Einleitung und  
Ausgangsfrage

Nach der Geburt eines Kindes ist es für die Bindung zwischen Eltern und Säug-
ling wünschenswert, dass die Eltern in den ersten Wochen und Monaten nach der 
Geburt ausreichend Zeit mit dem Säugling verbringen können. Für die gegensei-
tige Bindung mit dem geborenen Kind ist diese Zeit äußerst wertvoll. Für Mütter 
gilt dies nicht nur für die Bindung im Allgemeinen, sondern auch und gerade für 
das Stillen im Besonderen: Müssen Mütter bald nach der Entbindung wieder die 
Arbeit aufnehmen, ist das Stillen des Säuglinges extrem erschwert, wenn nicht 
gar unmöglich.1

1 Auch soweit die Möglichkeit einer Freistellung für die zum Stillen erforderliche Zeit existiert, wie dies in 
Deutschland durch § 7 Abs. 2 S. 1 MuSchG geschieht, stehen Mütter und die den Säugling beaufsichtigen-
den Personen oft vor großen logistischen Herausforderungen. Das gilt insbesondere, wenn Arbeits- und 
Wohnort weit auseinanderliegen. Man denke daran, dass der Vater den Säugling wegen des Stillens zur Ar-
beitsstelle der Mutter bringen möchte. Benötigt dieser nun eine Stunde pro Wegstrecke, wird der Aufwand 
bei einem Stillintervall von drei Stunden ad absurdum geführt.
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Soweit die Eltern einer Arbeit nachgehen, stellt sich die Frage, wie ihnen eine 
Auszeit ermöglicht werden kann. Einerseits könnte dies – freiwillig – durch den 
jeweiligen Arbeitgeber geschehen. Soweit dieser jedoch nicht freiwillig eine 
Auszeit gewährt, können entsprechende Voraussetzungen andererseits durch den 
Gesetzgeber geschaffen werden. Dabei ist die bloße Gewährung der Auszeit als 
solches nur ein erster Schritt. Steht nämlich nur die bloße Zeit zur Verfügung, 
können gleichwohl Gründe gegen die Inanspruchnahme eines solchen Urlaubes 

-
ser Auszeit kein Entgelt fortgezahlt und keine sonstige entsprechende Leistung 
gewährt wird. Insofern ist von dem ersten Schritt die tatsächliche Förderung der 
Inanspruchnahme als zweiter Schritt zu unterscheiden. Diese ist insbesondere 

-
nes nahen Angehörigen kann es notwendig sein, dass Arbeitnehmer vorüberge-
hend der Arbeit fernbleiben, um Angehörige innerhalb der Familie und der häus-

Fragen, insbesondere auch, ob nur der erste oder auch der zweite Schritt vom 
Gesetzgeber gegangen wird.

Ob und wie der Gesetzgeber die Voraussetzungen dafür an der Schnittstelle Ar-
-

ziert werden, eröffnet viel Gestaltungsspielraum.
Im folgenden Beitrag wird nach einer kurzen Darstellung der rechtlichen Situ-

ation in der Bundesrepublik Deutschland (B.) untersucht, wie das US-amerikani-
sche Recht diese Thematik angeht. Dabei steht – nach einem Überblick über das 
Bundesrecht (C.) – die neue Gesetzeslage im Bundesstaat New York (D.) im Vor-
dergrund. Schließlich soll ein Vergleich zwischen den Rechtslagen in New York 
und Deutschland gezogen werden (E.), bevor eine Bewertung und ein Ausblick 
(F.) den Beitrag schließen.

B. Rechtliche Situation in der  
Bundesrepublik Deutschland

In der Bundesrepublik Deutschland werden die aufgezeigten Herausforderun-
gen von verschiedenen Gesetzen bewältigt. Nach der Entbindung darf eine Mutter 
durch den Arbeitgeber grundsätzlich2 acht Wochen lang nicht beschäftigt werden; 
es besteht gem. § 3 Abs. 2 S. 1 MuSchG insofern eine sog. Schutzfrist nach der 
Entbindung. Unabhängig davon gewährt § 15 Abs. 1 BEEG Arbeitnehmern einen 
Anspruch auf Elternzeit bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres des Kindes, 
§ 15 Abs. 2 S. 1 BEEG. Ferner besteht gem. § 15 Abs. 5 bis 7 BEEG die Mög-
lichkeit der Elternteilzeit. Während § 15 Abs. 5 BEEG auf eine Vereinbarung 
zwischen den Arbeitsvertragsparteien Bezug nimmt, besteht bei dem Scheitern 

2 Diese verlängert sich gem. § 3 Abs. 2 S. 2, 3 MuSchG.
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einer einvernehmlichen Lösung (unter den Voraussetzungen des § 15 Abs. 7 S. 1 
BEEG) ein Anspruch auf Vertragsänderung gem. § 15 Abs. 6 BEEG.3

-
-

schäftigung von in der Regel mehr als 15 Beschäftigten.
Schließlich besteht (ergänzend dazu4) ein (befristeter Teilzeit-5) Anspruch auf 

teilweise Freistellung von der Arbeitsleistung für die Höchstdauer von 24 Mo-

Abs. 1 S. 1 FPfZG.
Ist ein noch nicht zwölfjähriges Kind des Arbeitnehmers erkrankt, normiert 

§ 45 Abs. 3 S. 1, Abs. 5 SGB V einen Freistellungsanspruch gegenüber dem Ar-
beitgeber.6

Jedoch bleibt das deutsche Recht zumeist nicht dabei stehen, den zeitlichen 
Rahmen zur Verfügung zu stellen. Mit der Normierung von Mutterschafts-7 
(§ 19 MuSchG) und Elterngeld (§ 1 f. BEEG, grundsätzlich für zwölf Monate, 

Einkommensersatzleistungen8 -
terschaft, der Kindeserziehung oder der kurzzeitigen Arbeitsverhinderung i. S. d. 

-
krankten Kindes normiert § 45 Abs. 1 SGB V für versicherte Arbeitnehmer einen 

Damit wird den Betroffenen nicht lediglich die Gelegenheit eingeräumt, an-
lässlich dieser Situationen der Arbeit fernzubleiben. Vielmehr wird darüber hi-
naus auch tatsächlich die Inanspruchnahme dieser Zeiten gefördert, indem die 

Erbringen der Arbeitsleistung bewirkt. Damit wurde vom deutschen Gesetzgeber 
überwiegend auch der oben angesprochene zweite Schritt gegangen. Lediglich für 

-
leistung gewährt.9

3 ErfK–Gallner Schrader, 55. Ed., 2020, § 15 BEEG 
Rn. 46.

4 BeckOK-ArbR–Joussen, § 1 FPfZG Rn. 5.
5 BeckOK-ArbR–Joussen, § 2 FPfZG Rn. 1.
6 Soweit nicht ein Leistungsverweigerungsrecht nach § 275 Abs. 3 BGB einschlägig ist, dazu Brose, NZA 

2011, 719/720.
7 Sowie ggf. einen Zuschuss zum Mutterschaftsgeld gem. § 20 Abs. 1 S. 1 MuSchG.
8 Zum Elterngeld BeckOK-ArbR–Röhl, § 1 BEEG Einl.; KKW–v. Koppenfels-Spies

Nolte
Rn. 2; KKW–Waltermann Rasch, 
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Krankenversicherung solidarisch und damit durch Beiträge von Arbeitnehmern 

10 gezahlt und ist damit bei 

§ 1 Abs. 6 S. 1 SGB XI. Für das Elterngeld ist dagegen gem. § 12 Abs. 2 Alt. 1 
BEEG der Bund zuständig.

Ebenfalls auf der Ebene des Bundes existiert auch eine Förderung der Inan-

gewährt das zuständige Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufga-

FPfZG lediglich ein in monatlichen Raten zu zahlendes zinsloses Darlehen.

C. Bundesrecht der Vereinigten Staaten von Amerika
Im US-amerikanischen Recht schaffte auf bundesstaatlicher Ebene der Family 

and Medical Leave Act11 von 1993 die Voraussetzungen dafür, dass Beschäftigte 
zumindest grundsätzlich die Möglichkeit haben, aus bestimmten familiären oder 
medizinischen Gründen Urlaub zu bekommen.

Allerdings kommt dieser Urlaub lediglich Arbeitnehmern in Betrieben mit mehr 
als 50 Arbeitnehmern zu Gute. Normativer Hintergrund ist, dass vom FMLA per 

-
schäftigen.12

wird diese Voraussetzung normiert: Danach handelt es sich bei Arbeitnehmern ei-
nes Arbeitgebers, der weniger als 50 Arbeitnehmer beschäftigt, nicht um berech-
tigte Arbeitnehmer i. S. d. FMLA.13

Insofern ist zunächst im Anwendungsbereich des FMLA ein gewichtiger Grund 
dafür zu sehen, warum viele Arbeitnehmer, namentlich in kleinen und mittleren 

Sofern Arbeitnehmer dem Anwendungsbereich unterfallen, erhalten sie in die-
-

pensation führt dazu, dass es sich ein Arbeitnehmer »leisten können muss«, den 
Urlaub auch tatsächlich in Anspruch zu nehmen. Sollte es Arbeitnehmern nicht 
gelingen, zuvor aus dem Gehalt entsprechende Rücklagen zu generieren, die eine 

Unterstützung angewiesen oder kann den Urlaub schlicht nicht antreten. Neben 
der reinen Möglichkeit der Auszeit fehlt es daher selbst in den ausreichend großen 

10
11 Im Folgenden FMLA.
12 29 U. S. Code § 2611 (4) (A) (i).
13 29 U. S. Code § 2611 (2) (B) (i).
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-
spruchnahme durch die Arbeitnehmer fördert.

Insofern mag der FMLA zwar gut gemeint sein, bleibt in der sozialen Wirk-
lichkeit des durchschnittlichen US-amerikanischen Arbeitnehmers jedoch im glo-
balen Vergleich weit hinter dem sozialstaatlichen14 Potential zurück. Zumindest 
bezahlter Mutterschaftsurlaub besteht nach einem Bericht der Internationalen Ar-
beitsorganisation aus dem Jahr 2014 in 183 von 185 Mitgliedstaaten, nur nicht in 
den Vereinigten Staaten von Amerika und Papua-Neuguinea.15

Aber auch diejenigen Arbeitnehmer wiederum, die es sich anhand der Er-

könnten, unbezahlten Urlaub Anspruch zu nehmen, bedürfen gleichwohl der Be-
rechtigung zu dieser Auszeit. Wie erwähnt, fehlt es an dieser aber in kleinen und 
mittleren Unternehmen. Insofern sind sie grundsätzlich zur Kündigung gezwun-
gen, wenn der Arbeitgeber nicht freiwillig einen solchen Urlaub von längerer Zeit 

den Vereinigten Staaten ohnehin äußerst wenige Urlaubstage gewährt werden und 
keine gesetzliche Grundlage16 besteht.

Ähnliche Probleme bestehen in vergleichbaren Gesetzen diverser Bundesstaa-
ten. Zwar verbessern diese die Rechtslage gegenüber dem FMLA. So werden 
bspw. Arbeitnehmer in kleineren Unternehmen in Maine17, Maryland18, Min-
nesota19 oder Vermont20 erfasst. Gleichwohl bestehen aber ebenso Mindestar-
beitnehmerzahlen, wenn auch mit niedrigeren Schwellenwerten. In anderen 
Bundesstaaten wird der FMLA durch die Staatengesetze hinsichtlich der Dauer 
der Auszeit verbessert, was bspw. für Tennessee21 gilt. Gemein ist den Rechtsla-
gen in all diesen Bundesstaaten dennoch, dass auch diese Rechtsakte keine Ent-
geltersatzleistungen vorsehen. Davon machen lediglich einige Bundesstaaten 
für Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes eine Ausnahme: So werden bspw. 

14 Zu den Vereinigten Staaten von Amerika als Sozialstaat – auch entgegen anderweitiger Einschätzungen 
aus deutscher Perspektive – bereits Eichenhofer, Recht der sozialen Sicherheit in den USA, 1990, S. 13 ff.

15 Addati/Cassirer/Gilchrist in: Maternity and paternity at work: Law and practise across the world, ILO 
(Ed.) 2014, S. 16.

16 Bspw. dem BUrlG entsprechend.
17 So bereits ab 15 Arbeitnehmern, vgl. Me. Rev. Stat. Tit. 26, § 844 (1.) (Maine Revised Statutes, Title 26: 

Labor and Industry, Chapter 7: Employment Practices; Subchapter 6-A: Family Medical Leave Require-
ments).

18 Ebenfalls bereits ab 15 Arbeitnehmern, jedoch nicht mehr als 49 Arbeitnehmern, vgl. Md. Code, Lab. & 
Empl. § 3-1201 (c) (1) (Maryland Code; Labor and Employment; Title 3: Employment Standards and 
Conditions; Subtitle 12: Parental Leave Act).

19 Mindestens 21 Arbeitnehmer, vgl. Minn. Stat. § 181.940 Subd. 3 (Minnesota Statutes; Labor, Industry; 
Chapter 181: Employment; Sec. 181.940 et seq.: Parenting Leave and Accommodations).

20 Mindestens 10 Arbeitnehmer, vgl. Vt. Stat. Tit. 21, § 471-(1) (Vermont Statutes; Title 21: Labor; Chap-

21 Beschäftigt der Arbeitgeber mehr als 100 Arbeitnehmer, kann eine Auszeit von bis zu vier Monaten be-
ansprucht werden, vgl. Tn. Code § 4-21-408 (d) (2) (Tennessee Code; Title 4: State Government; Chap-
ter 21:Human Rights; Part 4: Employment-Related Discrimination).
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in  Illinois22, Ohio23 und Virginia24 Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes mit 
einem bezahlten Familienurlaub bedacht.

eine – gegenüber dem FMLA als Bundesgesetz – weitergehende Unterstützung, 
indem nicht nur der Urlaub aufgrund eines erweiterten Anwendungsbereiches 
zur Verfügung gestellt, sondern auch ein Entgeltersatz geleistet wird. Vorreiter 
waren dabei die Bundesstaaten Kalifornien25, Washington26, New Jersey27 und 
Rhode Island28. Künftig werden auch Arbeitnehmer im District of Columbia29, 
Massachusetts30, Oregon31 und Connecticut32 von einem solchen bezahlten Ur-

22
-

ment of central management services; Part 303: Conditions of Emloyment; Section 303.130: Parental 
 Leave).

23 Vgl. Ohio Rev. Code § 124.136 (Ohio Revised Code; Title 1: State Government; Chapter 124: Depart-
ment of Administrativ Services – Personnel).

24 In Virginia betrifft dies bestimmte Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes, insb. Arbeitnehmer, die in der 
Rentenversicherung beschäftigt sind, Polizisten und Mitglieder der Capitol Police Force, vgl. Va. Code 

Disability Program; Article 1: General Provisions).
25 2002 erlassen, seit 2004 in Kraft. Vgl. dazu CA UIC § 3300 et seq. (California Code, Unemployment In-

surance Code; Devision 1: Unemployment and Disability Compensation, Part 2: Disability Compensation, 
Chapter 7: Paid Family Leave).

26 Erstmals 2007, dann 2017 erlassen, seit 2019 in Kraft sowie ab 2020 können erstmals Leistungen bean-
sprucht werden. Vgl. dazu RCW § 50A.04.005 et seq. (Revised Code of Washington; Title 50A: Family 
and Mecical Leave, Chapter 50A.04: Family and medical leave program). Der bereits 2007 verabschie-
dete PFL wurde aber aufgrund von Unstimmigkeiten hinsichtlich der Finanzierung ausgesetzt, dazu 
Sholar, The History of Family Leave Policies in the United States, https://tah.oah.org/november-2016/
the-history-of-family-leave-policies-in-the-united-states/. Ab 2020 können allerdings erstmals Leistun-
gen in Anspruch genommen werden, nachdem der Gouverneur das Gesetz 2017 unterzeichnete.

27 2008 erlassen, seit 2009 in Kraft. Vgl. dazu NJ Rev. Stat. § 43:21–25 et seq. (New Jersey Revised Statu-
tes; Title 43: Pensions and Retirement and Unemployment Compensation, Chapter 21: Unemployment 

-

28 2013 erlassen, seit 2014 in Kraft. Vgl. dazu RIGL § 28-41-34 et seq. (State of Rhode Island General Laws; 
Title 28: Labor and Labor Relations, Chapter 41: Temporary Disability Insurance).

29 2017 erlassen, in Kraft ab Juli 2020. Vgl. dazu D. C. Code § 32-541.01 et seq. (Code of the District of Co-
lumbia, Division V: Local Business Affairs, Title 32: Labor, Chapter 5: Leave from Work, Subchapter IV: 
Universal Paid Leave).

30 2018 erlassen, in Kraft ab Juli 2019 und ab 2021 werden Leistungen gewährt. Vgl. dazu MGL Ch. 175M 
Sec. 1 et seq. (Massachusetts General Laws; Part I: Administration of the Government, Title XXII Corpo-
rations, Chapter 175M: Family and Medical Leave).

31 2019 erlassen, in Kraft ab 2023. Vgl. Enrolled House Bill 2005 (HB 2005-B), 80th Oregon Legislative 
Assembly, 2019 Reg. Sess.

32 2019 erlassen, in Kraft ab 2021. Vgl. dazu S. B. No. 1, 2019 Leg. Reg. Sess. (Senate Bill No. 1: An Act 
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D. Der Paid Family Leave in New York
Seit 2018 besteht zudem für Arbeitnehmer im Bundesstaat New York die ge-

setzliche Voraussetzung dafür, dass diese einen bezahlten Familienurlaub bean-
spruchen können. Die genaue Ausgestaltung dieses sog. Paid Family Leaves ist 
Gegenstand des folgenden Abschnittes.

Der Paid Family Leave33 ist im Rahmen der Workers’ Compensation34 geregelt, 
also Teil des Workers’ Compensation Laws35

sich in Art. 9 WKC, der die Überschrift  trägt. Art. 9 Sec. 200 
WKC legt gegenüber dieser – den PFL außer Acht lassenden – Überschrift den 
Namen des Artikels als 
law fest. Warum nicht gleichzeitig mit Einfügung des PFL auch die Überschrift 
des Art. 9 WKC angepasst wurde, bleibt ein Geheimnis des Gesetzgebers und 
vermag nicht zu überzeugen.

Family Leave unter Nr. 15 

-
des dieses Familienmitgliedes notwendig ist oder um sich innerhalb von zwölf 

-
tierte oder aufgenommene Kind zu binden.

Davon zu unterscheiden ist die Situation, dass die Schwangerschaft eine Er-
werbsunfähigkeit bedingt oder damit in Zusammenhang steht: Dann handelt es 

-
keit,36 für die das  einschlägig ist.

Als weitere Variante unterfällt dem Family Leave auch der Urlaub aufgrund 

Ehegatten, Lebensgefährten, Kindes oder Elternteiles des Arbeitnehmers in den 
bewaffneten Streitkräften der Vereinigten Staaten von Amerika ergibt.37

33 Im Folgenden PFL.
34 Im Folgenden WKC.
35 Vgl. Art. 1 Sec. 1 WKC.
36 Art. 9 Sec. 201 Nr. 9 (B) WKC.
37 Nach dem Family and Medical Leave Act, 29 U. S. Code (United States Code) § 2612 (a) (1) (e) und 29 
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II. Systematische Einordnung und Anwendungsbereich

Der PFL ist gemeinsam mit dem  geregelt. Dies ver-
steht sich vor dem Hintergrund, dass das System des PFL auf dem des Erwerbs-
unfähigkeitsrechtes basiert und die bereits bestehenden Verwaltungs- bzw. Infra-
strukturen nutzt, um so Kosten zu minimieren und die mit dem PFL verknüpfte 
Verwaltung zu vereinfachen.38

Der persönliche Anwendungsbereich ist grundsätzlich für alle Arbeitnehmer 
eröffnet, was ungeachtet der Staatsbürgerschaft oder des Immigrationsstatus’ gilt.

Arbeitnehmer ist jede Person, die im Dienst eines Arbeitgebers in einer nach 
-

den allerdings bspw. Minderjährige, Minister, Priester oder Rabbis.39 Demgegen-
über wird für bestimmte Musiker, Künstler und professionelle Models die Arbeit-
nehmereigenschaft kraft Gesetzes begründet.40

-
zieht, ist (u. a.) jede Person, Personengesellschaft, Vereinigung oder Gesellschaft, 
bei der Personen eine Beschäftigung i. S. d. Art. 9 Sec. 201 Nr. 6 WKC41 aus-
üben.42

in jeglichem Gewerbe, Unternehmen oder jegliche Tätigkeit, das bzw. die von 
einem Arbeitgeber betrieben wird.43 Dies ist durchaus zirkulär, da einerseits der 
Arbeitgeberbegriff auf die Beschäftigung abstellt und andererseits der Beschäfti-
gungsbegriff den Begriff des Arbeitgebers enthält.

Schließlich werden im Anschluss umfangreiche Ausschlüsse normiert, was 
nicht als Beschäftigung anzusehen ist. Dazu gehören beispielsweise Dienstleis-
tungen für den Staat, kommunale Körperschaften, lokale Regierungsbehörden 
oder sonstige politische Untereinheiten oder Behörden; dagegen wird Heimar-
beit oder persönliche Arbeit in einem Privathaushalt explizit als Beschäftigung 
erfasst.44

Insgesamt ist der Beschäftigungsbegriff äußerst komplex, heterogen sowie im 
Ergebnis unübersichtlich geregelt.

-
-

ners oder jemand, für den der Arbeitnehmer anstelle der Eltern rechtlich verant-
wortlich ist.45 Hinsichtlich des Begriffes des Lebenspartners wird auf Art. 1 Sec. 4 
WKC verwiesen.46

38 Shawn/Goldberg
39 Art. 9 Sec. 201 Nr. 5 UAbs. 1 S. 1 WKC.
40 Art. 9 Sec. 201 Nr. 5 UAbs. 2 S. 1 WKC.
41 -

schäftigung.
42 Art. 9 Sec. 201 Nr. 4 WKC. 
43 Art. 9 Sec. 201 Nr. 6 WKC.
44 Art. 9 Sec. 201 Nr. 6 WKC.
45 Art. 9 Sec. 201 Nr. 16 WKC.
46 Art. 9 Sec. 201 Nr. 17 WKC.
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zwar im wesentlichen als Erkrankung, Verletzung, Beeinträchtigung oder physi-
scher bzw. psychischer Zustand, (wobei auch die Transplantationsvorbereitung 
und Erholung nach Operationen aufgrund von Organ- oder Gewebespende um-

-
ner stationären Gesundheitseinrichtung, die Fortsetzung der Behandlung und die 
kontinuierliche Überwachung durch einen Gesundheitsträger verlangt.47

III. Berechtigte Arbeitnehmer

Ist einmal hinsichtlich des Anwendungsbereiches grundsätzlich geklärt, dass 
für Arbeitnehmer in einer bestimmten Beschäftigung bei einem erfassten Arbeit-
geber die Möglichkeit des PFL besteht, muss auch der konkrete Arbeitnehmer 
die Berechtigung erworben haben. Zunächst muss der Arbeitnehmer bei dem 
versicherten Arbeitgeber für 26 aufeinanderfolgende Wochen beschäftigt sein.48 
Daneben muss der Arbeitnehmer weiterhin bei einem versicherten Arbeitgeber 
in Beschäftigung stehen.49 Steht der Arbeitnehmer zwar im Arbeitsverhältnis mit 
(nur) einem Arbeitgeber, aber arbeitet weniger Tage als die reguläre Arbeitswo-
che, dann hat der Arbeitnehmer am 175. Arbeitstag die Berechtigung für den PFL 
erworben.50 Kehrt ein Arbeitnehmer nach einem vereinbarten unbezahlten Urlaub 
wieder an die Arbeitsstelle zurück und hat zuvor 26 aufeinanderfolgende Wochen 
gearbeitet, hat auch dieser den Anspruch auf PFL erworben.51

IV. Ausgestaltung des PFL

Der PFL gewährt bei Eintritt der anspruchsbegründenden Ereignisse sowohl 
einen Urlaubsanspruch als auch eine Entgeltersatzleistung. Dabei ist der PFL 
seit 2018 bis 2021 hinsichtlich beider Elemente, also der Dauer einerseits und 

Dauer des PFL acht Wochen, seit 2019 und in 2020 zehn Wochen und ab 2021 
zwölf Wochen innerhalb eines Zeitraumes von 52 Wochen.52 Die Höhe der Leis-
tung ergibt sich prozentual aus dem wöchentlichen Durchschnittseinkommen des 
Arbeitnehmers: 2018 erhielten Arbeitnehmer 50 %, seit 2019 erhalten sie 55 %, 
ab 2020 werden sie 60 % und ab 2021 67 % des jeweiligen wöchentlichen Durch-
schnittseinkommens erhalten.53 Allerdings ist die Höhe der Entgeltersatzleistung 
gedeckelt: Arbeitnehmer erhalten die Leistungen, die sich aus ihrem prozentua-
len Durchschnittseinkommen ergeben nur bis zu einer maximalen Höhe, die sich 
aus dem (gleichen) Prozentsatz des Durchschnittseinkommens aller Arbeitnehmer 

47 Art. 9 Sec. 201 Nr. 18 WKC.
48 Art. 9 Sec. 203 Satz 2 WKC.
49 Art. 9 Sec. 203 Satz 3 WKC.
50 Art. 9 Sec. 203 Satz 8 Alt. 2 WKC.
51 Art. 9 Sec. 203 Satz 6 WKC.
52
53
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des Staates New York ergibt.54 Der Betrag, der dem jeweiligen Prozentsatz des 
wöchentlichen staatenweiten Durchschnittseinkommens entspricht, wird vom 
New York State Department of Labor ermittelt und veröffentlicht. 2019 betra-
gen 55 % des wöchentlichen staatenweiten Durchschnittseinkommens $ 746,41 
(ca. 673 €).55

Arbeitnehmer, die mehr verdienen als das durchschnittliche Einkommen der 
Arbeitnehmer im Staat New York, bekommen also am Beispiel des Jahres 2019 
nicht 55 % ihres Einkommens, sondern aufgrund der Deckelung nur 55 % des 
durchschnittlichen Einkommens aller Arbeitnehmer in New York. Das führt im 
Ergebnis dazu, dass bei besser verdienenden Arbeitnehmern die Entgeltersatzleis-
tung des PFL doppelt reduziert wird: Einerseits aufgrund des Prozentsatzes, an-
dererseits hinsichtlich der Deckelung in Bezug auf das staatenweite Durchschnitt-
seinkommen.

Die erste Zahlung wird am 14. Tag des PFL fällig und soll für diesen Zeit-
abschnitt innerhalb von vier Werktagen nach Fälligkeit oder innerhalb von vier 
Werktagen nach Einreichen der erforderlichen Nachweise – je nach dem, was spä-
ter eintritt – direkt an den Arbeitnehmer gezahlt werden.56 Wird der Antrag eines 
Arbeitnehmers durch den Arbeitgeber oder den Versicherungsträger abgelehnt, 
muss der Arbeitgeber oder Versicherungsträger innerhalb von 18 Tagen nach Ein-
reichen des Antragsnachweises in einer durch den Vorsitzenden des Workmen’s 
Compensation Boards vorgeschriebenen Art und Weise informieren.57 Erfolgt 
keine rechtzeitige Information des Arbeitnehmers, wird ein Verzicht des ergan-

58 Danach werden die Zahlungen zweiwöchentlich 
fällig und zahlbar.59

Während der Inanspruchnahme des PFL muss der Arbeitgeber alle bestehenden 
Gesundheitsleistungen für den Arbeitnehmer aufrechterhalten, als ob dieser seit 
dem Beginn des PFL weitergearbeitet hätte.60

V. Finanzierung

Ausgangspunkte des Systems und der Finanzierung des PFL sind die Orien-
tierung und Anbindung an das bereits zuvor existente . 
Jeder bei einem versicherten Arbeitgeber beschäftigte Arbeitnehmer hat sich an 
den Kosten für die Bereitstellung des PFL nach den Vorschriften des WKC zu be-
teiligen.61 Der maximale Arbeitnehmerbeitrag wird seit 2018 jährlich am 1. Sep-
tember durch den Superintendent des New York State Departments of Financial 

54
55 Vgl. https://paidfamilyleave.ny.gov/2019.
56 Art. 9 Sec. 208 (1) S. 2 WKC.
57 Art. 9 Sec. 208 (1) S. 3 WKC.
58 Art. 9 Sec. 208 (1) S. 4 WKC.
59 Art. 9 Sec. 208 (1) S. 5 WKC.
60 Art. 9 Sec. 203-C WKC.
61 Art. 9 Sec. 209 (1) WKC.
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Service festgelegt.62 Die Beiträge zu der Versicherungspolice für den PFL werden 
im Einklang mit versicherungsrechtlichen Bestimmungen berechnet:63 Danach 
legt der Superintendent des New York State Departments of Financial Services die 
Sätze für die gemeinschaftsbewertete Deckung fest und wendet allgemein aner-
kannte versicherungsmathematische Grundsätze an, um die gemeinschaftsbewer-
teten Deckungssätze für den PFL zu ermitteln, die nicht überhöht, unzureichend 
oder ungerechtfertigt benachteiligend sein dürfen.64

Seit 2019 beträgt die Rate für die Prämien 0,153 % des jeweiligen Bruttoein-
kommens in jedem Einkommensabrechnungszeitraum.65 Allerdings ist auch die 
Gesamthöhe der jährlichen Beiträge gedeckelt: Arbeitnehmer müssen daher nicht 
mehr als $ 107,97 (ca. 97 €) pro Jahr zahlen.66 Ist dieser Betrag erreicht, ist der 
Arbeitnehmer für weitere Beiträge nicht haftbar.67

Gesetz explizit normiert.68 Allerdings werden Arbeitgeber gleichwohl in den ad-
ministrativen Finanzierungsvorgang eingebunden: Sie werden nämlich – soweit 
nicht anders festgelegt69 -
nehmer durch Einkommensabzüge einzubehalten.70

Die einbehaltenen Einkommensabzüge können auf unterschiedlichen Wegen 
für die Absicherung der Arbeitnehmer genutzt werden, die der Arbeitgeber zur 
Verfügung stellen muss.71 Eine Möglichkeit ist die Versicherung der Zahlungen 
durch den Arbeitgeber bei einem staatlichen Fonds.72 Dieser staatliche Fonds 
meint den nach Art. 6 WKC geschaffenen staatlichen Versicherungsfonds,73 der 
gem. Art. 6 Sec. 76 Nr. 2 WKC explizit auf die Gewährleistung der Versiche-
rung von Zahlungen nach dem (u. a.) PFL erweitert wurde. Daneben kann der 
Arbeitgeber die Zahlungen auch über Aktien, eine Gegenseitigkeitsgesellschaft 
oder eine Versicherung auf Gegenseitigkeit versichern, die im Staat New York 
für Unfall- und Gesundheitsversicherungsgeschäfte zugelassen ist.74 Darüber 
hinaus kann der Arbeitgeber auf eine solche Versicherung verzichten, indem er 

62 Art. 9 Sec. 209 (3) (b) S. 1 WKC.
63

-
vices Insurance Companies) verweist.

64 Art. 42 Sec. 4235 (n) (1) S. 2 ISC.
65 Maria T. Vullo, Superintendent of Financial Services, Department of Financial Services, New York State, 

-
age Beginning January 1, 2019, 31. August. 2018, S. 1(3).

66 Ebd.
67 Ebd.
68 Art. 9 Sec. 209 (3) (b) S. 2 WKC.
69 In einem Plan oder einer Vereinbarung nach Unterabschnitt 4 oder 5 oder nach Sec. 211.
70 Art. 9 Sec. 209 (4) S. 1 WKC. Darf der Arbeitgeber für einen Abrechnungszeitraum keine Abzüge vorneh-

men, so darf er diese später, jedoch nicht später als einen Monat nach der Lohnzahlung vornehmen, S. 2.
71 Art. 9 Sec. 211 ES WKC.
72 Art. 9 Sec. 211 Nr. 1 WKC.
73 Art. 9 Sec. 201 Nr. 3 S. 1 WKC. Demgegenüber wird innerhalb dieses Fonds ein separater Erwerbsunfä-

higkeitsfonds geschaffen, Art. 6 Sec. 76 Nr. 2 S. 2 WKC.
74 Art. 9 Sec. 211 Nr. 2 WKC.
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einen ausreichenden Nachweis über seine Zahlungsfähigkeit erbringt; in dem 
Falle soll der Vorsitzende des Workmen’s Compensation Boards jedoch die 
Hinterlegung von Sicherheiten verlangen.75 Sollte der Arbeitgeber bereits auf 
freiwilliger Basis einen PFL für seine Arbeitnehmer gewährleisten, kann auch 
solch ein bestehender Plan unter bestimmten Voraussetzungen anerkannt wer-
den; zudem kann sogar ein neuer Plan initiiert werden, soweit dieser mindestens 
genauso günstig für die Arbeitnehmer ist und daneben keine Beiträge von den 
Arbeitnehmern verlangt.76

VI. Folgezeit und Verbote  
für den Arbeitgeber

Nach dem Ende des PFL-Bezuges und der Rückkehr in das Unternehmen hat 
der Arbeitnehmer das Recht, von dem Arbeitgeber an dem ursprünglichen Ar-
beitsplatz weiterbeschäftigt zu werden oder an einem vergleichbaren Arbeitsplatz 
mit vergleichbaren Leistungen, vergleichbarer Bezahlung und vergleichbaren 
sonstigen Arbeitsbedingungen.77 Die Inanspruchnahme des PFL darf zudem keine 
Folgen für bereits entstandene Ansprüche haben.78

Arbeitgeber dürfen, soweit kein wichtiger Grund ersichtlich ist, Arbeitnehmer 
nicht entlassen oder die Wiedereinstellung des Arbeitnehmers verweigern oder 
Arbeitnehmer in sonstiger Weise diskriminieren, weil sie Vergünstigungen oder 
Zahlungen des PFL in Anspruch genommen haben oder versucht haben, diese in 
Anspruch zu nehmen oder in einem Prozess in diesem Zusammenhang ausgesagt 
haben oder aussagen werden.79

Will der Arbeitnehmer gegen eine solche Diskriminierung vorgehen, so nor-
miert das Gesetz dafür eine Ausschlussfrist von zwei Jahren nach deren Bege-
hung.80 Wird eine Verletzung im Hinblick auf den PFL festgestellt, ordnet das 
Workmen’s Compensation Board an, dass der Arbeitnehmer auf seinem Arbeits-
platz weiterbeschäftigt wird oder den Arbeitsplatz oder die Vergünstigungen er-
hält, die er ohne die Diskriminierung erhalten hätte. Der Arbeitnehmer soll von 
dem Arbeitgeber für jeglichen Einkommensverlust aufgrund dieser Diskriminie-
rung entschädigt werden.81 Darüber hinaus werden dem betroffenen Arbeitnehmer 
auch die Gebühren und Vergütungen erstattet, die sich aus den von einem lizen-
sierten Anwalt erbrachten Leistungen ergeben.82

75 Art. 9 Sec. 211 Nr. 3 WKC.
76 Art. 9 Sec. 211 Nr. 4, 5 WKC.
77 Art. 9 Sec. 203-B Satz 1 WKC.
78 Art. 9 Sec. 203-B Satz 2 WKC.
79 Art. 9 Sec. 203-A (1) i. V. m. 120 WKC.
80 Art. 9 Sec. 203-A (1) i. V. m. 120 WKC.
81 Art. 9 Sec. 203-A (1) i. V. m. 120 WKC.
82 Art. 9 Sec. 203-A (1) i. V. m. 120 WKC.
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Neben dem Verbot der Beeinträchtigung des Arbeitsvertrages normiert das 
Gesetz explizit auch einen kollektivarbeitsrechtlichen Bezug, wonach nichts im 
Hinblick auf den PFL die Rechte, Privilegien oder Rechtsbehelfe eines Arbeitneh-
mers im Rahmen eines kollektivrechtlichen Vertrages beeinträchtigen darf.83

VII. Feststellung des Anspruches

Werden die Leistungen des PFL nicht bezahlt, kann der Arbeitnehmer inner-
halb von 26 Wochen nach schriftlicher Ablehnung des Antrages auf PFL eine 
Mitteilung bei dem Vorsitzenden darüber einreichen, dass seine PFL-Leistungen 
nicht bezahlt wurden; zudem muss der Arbeitnehmer seine Berechtigung für den 
PFL sowie seine Beschäftigung, sein Einkommen und sonstige notwendige Vor-
aussetzungen für den PFL beweisen.84

VIII. Nicht erfasste Arbeitgeber  
und freiwilliger PFL

Ist ein Arbeitgeber gesetzlich nicht erfasst und haben daher auch die Arbeitneh-
mer keinen Anspruch auf PFL, kann der Arbeitgeber gleichwohl freiwillig nach 
den Regelungen des Art. 9 WKC einen PFL vorsehen, der auf eine der von Art. 9 
Sec. 211 WKC genannten Möglichkeiten gewährleistet werden kann.85 Soweit 
dies nach den Bestimmungen des Art. 9 WKC geschehen soll, bedarf es aller-
dings der Zustimmung des Vorsitzenden des Workmen’s Compensation Boards.86 
Wenn die Arbeitnehmer an der Finanzierung nach dem gesetzlichen Vorbild be-
teiligt werden sollen, muss innerhalb von 30 Tagen die Zustimmung von mehr als 
50 % der Arbeitnehmer gegenüber dem Vorsitzenden nachgewiesen werden.87 Das 
ist nur folgerichtig, entbehrt es doch gerade einer gesetzlichen Grundlage, dass 
auch die Arbeitnehmer eines vom Gesetz nicht erfassten Arbeitgebers zu den Ein-

und die Zustimmung des Vorsitzenden eingeholt wird, kann nach der Intention 
des Gesetzes also auch für diese Arbeitnehmer die Legitimation für Einkommens-
abzüge geschaffen werden. Es ist insofern bemerkenswert, dass nach dem Recht 
des Staates New York eine zeitlich auf 30 Tage befristete Zustimmung der Mehr-
heit der Arbeitnehmer diese Legitimation bewirkt.

Nach der Zustimmung des Vorsitzenden wird die Anwendbarkeit der Vorschrif-
88

83 Art. 9 Sec. 203-A (2) WKC.
84 Art. 9 Sec. 221 S. 1 WKC.
85 Art. 9 Sec. 212 (1) S. 1 Hs. 1 WKC.
86 Art. 9 Sec. 212 (1) S. 1 Hs. 2 WKC.
87 Art. 9 Sec. 212 (1) S. 1 Hs. 2 WKC.
88 Art. 9 Sec. 212 (1) S. 2 WKC.
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IX. Non-Compliance und weitere  

Wenn der Arbeitgeber keine gesetzlich notwendigen PFL-Leistungen vorsieht 
oder der Versicherungsträger die erforderlichen Beiträge nicht gewährt, ist der 
Arbeitgeber dafür vollumfänglich und direkt haftbar.89 Zweiteres überrascht, da 

-

wird ihm ein gänzlich außerhalb seiner Sphäre stehendes Risiko aufgebürdet. Das 
kann, soweit der Versicherungsträger Fehler oder Straftaten begeht, dazu führen, 
dass der Arbeitgeber doch über die Hintertür mit PFL-Zahlungen belastet wird. 
Dies gilt lediglich dann nicht, wenn eine gerichtliche Entscheidung gegenüber 
dem Versicherungsträger der einzige Grund hierfür ist und weitere Voraussetzun-
gen vorliegen.90

Anspruch der Arbeitnehmer effektiv gestalten: So ist jede Vereinbarung nichtig, 
nach der ein Beschäftigter auf Rechte nach Art. 9 WKC und damit auch den PFL 
verzichtet.91 Damit wird der PFL für die Beschäftigten abgesichert und die Mög-
lichkeit der tatsächliche Inanspruchnahme gewahrt.

X. Bewertung

Das Gesetz des Staates New York ist im Hinblick auf die grundsätzliche 
Rechtslage der Vereinigten Staaten von Amerika begrüßenswert. Auch soweit be-
reits zuvor andere Bundesstaaten vergleichbare Gesetze geschaffen haben, sind 
diese gleichwohl – noch – in der Minderzahl.

Der PFL des Staates New York vermag es, die bundesweite Rechtslage für sei-
nen Bundesstaat deutlich zu verbessern. Gegenüber dem Anwendungsbereich des 
FMLA ist derjenige des PFL deutlich weitgehender. Dass nun grundsätzlich alle 
Arbeitnehmer einen Anspruch auf Familienurlaub haben und dieser zudem be-
zahlt ist, kann nur als erheblicher Fortschritt gewertet werden. Die gemeinsame 

Vorbildes des FMLA nicht zu überraschen.
Ein Vergleich zu der Ausgestaltung von entsprechenden Gesetzen in anderen 

Bundesstaaten lässt sich schwer ziehen. Jeder PFL hat eine ganz besondere Prä-
gung erfahren, sei es im Hinblick auf Dauer der Auszeit, Höhe der Leistungen 
oder Finanzierung.

89 Art. 9 Sec. 213 (1) S. 1 WKC.
90 Art. 9 Sec. 213 (2) WKC.
91 Art. 9 Sec. 218 Nr. 1 WKC.
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E. Gegenüberstellung mit dem  
deutschen Recht

I. Bindungszeit

Anders als im deutschen Recht ist der Normzweck des Gesetzes im Hinblick 

einer Bindung zwischen Kind und Eltern. Insofern besteht schon im Ansatz ein 
gewichtiger Unterschied zu Mutterschutz und Elternzeit nach deutschem Recht: 
Während die Intentionen der ersteren gem. § 1 Abs. 1 S. 1 Var. 2 MuSchG die Ge-
sundheit von Mutter und Kind92 sowie der Schutz vor einer Überbelastung93 sind, 
stellt zweitere dem Namen nach vordergründig auf die Erziehung des Kindes ab. 
Daneben ist Schutzziel des BEEG, in den ersten Lebensjahren die Entwicklung 
des Kindes zu fördern.94 Demgegenüber ist es bemerkenswert, dass New York 
die innerfamiliäre Bindung als solches fördert und damit also die Intensivierung 
des Kontaktes zwischen Kind und Eltern beabsichtigt. Freilich mag damit – wird 
die Zeit in Anspruch genommen – gleichzeitig die Schonung der Mutter hinsicht-
lich Arbeitsleistung und die »Erziehung« des Kindes einhergehen. Bereits die 
Tatsache allerdings, dass der PFL nicht nur die Mutter berechtigt, unterstreicht 
allerdings, dass deren Schonung nicht die Hauptintention des Gesetzes ist. Und 
auch der zeitliche Aspekt – namentlich nur insgesamt wenige Wochen und diese 

insinuiert, dass auch die Erziehung nicht im Vordergrund steht, kann ein Säugling 
in diesem Alter doch nur schwerlich im engeren Sinne erzogen werden. Insofern 
handelt es sich nicht um den »New Yorker Weg von Mutterschutz oder Eltern-
zeit« nach deutschem Verständnis, sondern um eine familiäre Bindungszeit als 
selbständige Kategorie mit eigenem Telos.

Allerdings ist dieser Aspekt aus deutscher Sicht nicht völlig fremd: Dem Uni-
onsrecht ist der Schutz der besonderen Beziehung von Mutter und Kind nach der 
Entbindung bekannt.95 In der Diktion des Europäischen Gerichtshofes schaffte 
auch die Richtlinie 76/207/EWG des Rates vom 9. Februar 1976 für die Mitglied-
staaten die Möglichkeit, die Bedürfnisse der Frau zu schützen: Einerseits die kör-
perliche Verfassung sowie andererseits die Beziehung zwischen Mutter und Kind, 
die durch Doppelbelastung nicht gestört werden soll.96 Insofern ist aufgrund des 

92 Vgl. auch ErfK–Schlachter, § 1 MuSchG Rn. 2, Volk,
§ 128 Rn. 1.

93 Dazu bereits Buchner/Becker
Urt. v. 9. August 1963, AP Nr. 3 zu § 10 MuSchG. Ebenso Heinkel, Zweck, Geltungsbereich und Mittei-

ders., Schutz vor und nach der Entbindung, ebd., § 190 
Rn. 1.

94 Buchner/Becker, MuSchG/BEEG, Teil A Rn. 6.
95 So bereits EuGH, Urt. v. 12. Juli 1984, Rs. 184/83 (Hofmann/Barmer Ersatzkasse), Slg. I 1984, Rn. 25 

sowie aus jüngerer Zeit EuGH, Urt. v. 16. Juni 2016, Rs. C-351/14 (Rodríguez Sánchez), Slg. I 2014, 
Rn. 44. Zu dieser Rechtsprechung s. auch EurArbR–Risak

96 EuGH, Urt. v. 12. Juli 1984, Rs. 184/83 (Hofmann/Barmer Ersatzkasse), Slg. I 1984, Rn. 25.
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Mutter und Kind für deren Beziehung immanent. Da dies jedoch nur die Bedürf-
nisse der Frau bzw. Mutter und damit nicht des Vaters schützt, besteht trotz uni-

Staates New York.

-
zeit Deutschlands: Für den PFL bedarf es eines schweren Gesundheitszustandes 
eines Familienmitgliedes. Allerdings normiert das Gesetz nicht dem deutschen 

97 Dementspre-
chend ist beim PFL auch die (ggf. längerfristig) geplante Inanspruchnahme einer 

PFL aufgrund einer geplanten Transplantation in Anspruch genommen werden 
soll, was das Gesetz wiederum ausdrücklich vorsieht.

Einen anderen Aspekt greift dagegen nur das deutsche Recht auf: Auch die 

Das umfasst also gerade nicht die Bewältigung organisatorischer Hürden, die 

15 Arbeitnehmern voraus. Dass der PFL hingegen auf diese Voraussetzung ver-
zichtet, zeichnet ihn gerade gegenüber dem bundesweiten FMLA aus. Freilich ist 
dessen Mindestbeschäftigtenzahl von 50 Arbeitnehmern ungleich höher als die 
vergleichbare Normierung des deutschen Rechtes. Bedeutender Unterschied ist 

Entgeltersatzleistung auslöst.

III. Höhe

Höhe und Berechnung der Entgeltersatzleistungen in Deutschland und den 

SGB V als Mutterschaftsgeld das durchschnittliche kalendertägliche Arbeitsent-
gelt der letzten drei abgerechneten Kalendermonate vor Beginn der Schutzfrist, 
das um die gesetzlichen Abzüge reduziert wird und nach S. 2 höchstens 13 Euro 
pro Kalendertag beträgt. Soweit das durchschnittliche Arbeitsentgelt diese 

SGB V vom Arbeitgeber getragen. Damit besteht nach dem deutschen Recht zwar 

97 BT-Drs. 16/7439, S. 90.
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Betrag gleichwohl vom Arbeitgeber getragen. Damit entfaltet diese Höchstgrenze 
nur Wirkungen für die solidarische Finanzierung durch die Krankenkasse und 
nicht für die Arbeitnehmer. In New York richtet sich der Betrag zwar ebenfalls 
nach dem durchschnittlichen Arbeitsentgelt, allerdings ist der Höchstbetrag nicht 
gesetzlich determiniert. Dieser richtet sich nach dem Durchschnittsverdienst aller 
Arbeitnehmer im Bundesstaat. Zudem besteht keine Möglichkeit, dass der diesen 
Höchstbetrag übersteigende Betrag doch getragen wird. Insofern ist das deutsche 
Recht arbeitnehmerfreundlicher, belastet aber ggf. den Arbeitgeber jenseits der 
normierten 13 Euro.

Das Elterngeld wird gem. § 2 Abs. 1 S. 1 BEEG grundsätzlich98 in Höhe von 
67 % des Einkommens aus Erwerbstätigkeit vor der Geburt des Kindes gewährt. 
§ 2 Abs. 1 S. 2 BEEG normiert einen Höchstbetrag von 1800 Euro monatlich. 
Gemeinsam ist der Regelung in New York, dass auch dort der Prozentsatz von 
67 % zumindest 2021 erreicht werden soll. Auch dieser Endbetrag ist gedeckelt, 
jedoch nicht in konkret normierter Höhe, sondern hinsichtlich des staatenweiten 
Durchschnittseinkommens. Dieser Weg besticht insofern durch eine einheitliche 
Anwendung, lässt in dieser Pauschalität aber auch weitere – sozialstaatliche – 
Erwägungen vermissen. So ist das deutsche Recht arbeitnehmerfreundlicher und 
unterstützt sozialschwache Arbeitnehmer. Unterhalb von 1000 Euro verdienende 
Arbeitnehmer werden zumindest durch eine Erhöhung des Prozentsatzes bedacht, 
um besser von diesem Geld leben zu können. Gleichzeitig geht der Gesetzgeber 
davon aus, wer über 1200 Euro verdient, benötige nicht die 67 % des Einkom-
mens, weshalb sich der Prozentsatz schrittweise auf bis zu 65 % reduzieren kann. 
Insofern zeichnet sich eine Ungleichbehandlung der Arbeitnehmer verschiedener 
Gehaltsstufen ab.

In der gleichen Höhe wird nach dem Recht des Staates New York auch eine 

-

Alt. 1 SGB V grundsätzlich 90 % des ausfallenden Nettoarbeitsentgeltes. Aller-

SGB V 70 % der Beitragsbemessungsgrenze nach § 223 Abs. 2 SGB V nicht 
überschritten werden. Auch danach existierte insofern eine Deckelung für über-
durchschnittliche Einkommen.99

auch Beiträge zur Arbeitslosen-, Renten- und Krankenversicherung gezahlt wer-
den müssen,100 -

98 So existieren weitergehende Regelungen gem. § 2 Abs. 2 BEEG: Bei einem Einkommen unter 1000 Euro 
monatlich erhöht sich der Prozentsatz; bei einem Einkommen über 1200 Euro reduziert sich dieser.

99 Dazu BeckOK-SozR–Streppel-Molitor
100 BeckOK-SozR–Streppel-Molitor
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IV. Bewertung

Vergleicht man den PFL des Staates New York abschließend mit den gesetzli-
chen Instrumentarien des deutschen Rechtes, so sind sie alle an der Schnittstelle 
Arbeits- und Sozialrecht zu verorten. Auf diesem vermeintlich banalen Befund 
lassen sich weitere Schlüsse aufbauen. So werden in beiden Fällen besondere fa-
milienbedingte Situationen erkannt und diese vor dem Hintergrund eines beste-
henden Arbeitsverhältnisses gesetzlich aufgegriffen. Das deutsche Recht ist dabei 
äußerst heterogen ausgestaltet, während der PFL zwar verschiedene dieser Situa-
tionen erfasst, aber der gleichen Lösung zuführt. Das mag im Sinne der einheitli-
chen rechtlichen Rahmenbedingungen durch Klarheit bestechen. Allerdings geht 
dies notwendigerweise zu Lasten einer durchaus sinnvollen Einzelfallbetrachtung 
von nicht notwendigerweise gleich zu behandelnden Lebenssituationen. Dass 

Faktoren bestimmt wird wie die Zeit, um die Bindung mit einem Säugling zu 
intensivieren, liegt auf der Hand. Da das New Yorker Recht jedoch insoweit An-
leihen bei dem bundesweiten FMLA macht, vermag die gemeinsame Normierung 
nicht zu überraschen. Hinsichtlich der konkreten Ausgestaltung und insbeson-
dere der bestimmenden Faktoren wie Dauer des Urlaubes und Höhe der Leis-

aber nur bedingt weiterführend. Vielmehr ist die grundsätzliche Ausrichtung des 
Rechtssystems zu beachten, gerade im Hinblick auf die bereits bestehenden so-
zialstaatlichen Elemente des Arbeitsrechtes sowie derjenigen an der Schnittstelle 
von Arbeits- und Sozialrecht. Während in Deutschland eine vergleichbar große 
Bandbreite an Gesetzen zu Gunsten der Arbeitnehmer besteht, ist das amerikani-
sche Recht deutlich zurückhaltender. Insofern darf im konkreten Vergleich nicht 
vernachlässigt werden, dass der Gesetzgeber des Staates New York einen beacht-
lichen Rechtsakt geschaffen hat, der die Rechte der Arbeitnehmer in den Fällen 
familienbedingter besonderer Situationen erheblich stärkt.

Dass Arbeitgeber in New York – abgesehen von dem Verwaltungsaufwand – 
-

beitgeberfreundliche amerikanische Arbeitsrecht zu werten. Im Hinblick auf die 
Tradition des amerikanischen Arbeitsrechtes ist dies nicht überraschend. Zwar 
wird ein – auch im globalen Vergleich – notwendiger, zumindest jedoch begrü-
ßenswerter sozialstaatlicher Impuls gesetzt, der trotz der besagten Stärkung der 
Rechte und der Situation der Arbeitnehmer keinen Bruch mit dem Wurzeln und 
Rechtsgedanken des amerikanischen Arbeitsrechtes herbeiführt. Insofern hat der 
Gesetzgeber einen Weg gefunden, die verschiedenen Interessen von Arbeitneh-
mern und Arbeitgebern zu berücksichtigen.

Zudem ist zu unterstreichen, dass insbesondere die New Yorker Bindungszeit 
eine eigene Kategorie darstellt, die nach Intention und Telos lediglich dem Uni-
onsrecht in Ansätzen bekannt ist. Neue Impulse für den deutschen Gesetzgeber 
werden dadurch gleichwohl nicht gesetzt: Die Stärkung der Bindung zwischen 
Eltern und Kind geht bei Inanspruchnahme der Elternzeit mit dieser einher und 
legt daher nicht die Schaffung neuer gesetzlicher Instrumentarien nahe.
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F. Ausblick
Die Tage, an denen die Vereinigten Staaten von Amerika eines der wenigen 

Länder der Welt sind, das noch keinen Paid Family Leave garantiert, sind aller 
arbeitgeberfreundlichen Gesetzeslagen zum Trotz wohl gezählt. Bereits in einem 
Bericht der Internationalen Arbeitsorganisation aus dem Jahre 2014 waren die 
Vereinigten Staaten von Amerika – neben Papua-Neuguinea – nur einer der bei-
den Staaten von 185 Mitgliedstaaten, der keinen bezahlten Mutterschafts urlaub 
gewährte.101 Dass zumindest der Mutterschaftsurlaub bezahlt ist, entspricht oben-
drein auch dem Arbeitsvölkerrecht: Gem. Art. 6.1 des Übereinkommens Nr. 183, 
dem Übereinkommen über den Mutterschutz von 1952 in der Neufassung von 
2000, sind Frauen während eines Mutterschaftsurlaubes Geldleistungen in Über-
einstimmung mit der innerstaatlichen Gesetzgebung zu gewähren. Allerdings 
wurde dieses Übereinkommen von den Vereinigten Staaten von Amerika nicht 

Nach dem FMLA dauerte es zwar knapp zehn Jahre, bis mit Kalifornien der 
erste Bundesstaat ein entsprechendes Gesetz erließ. Seitdem werden die Intervalle 
deutlich kürzer und die diesem Weg folgenden Bundesstaaten mehren sich. Auch 
auf Bundesebene gibt es immer wieder Bestrebungen, die aus sozialstaatlicher 
Sicht überholte Rechtslage zu reformieren. Demnach kann die Prognose gewagt 
werden, dass in Zukunft deutlich mehr Arbeitnehmer von einem Paid Family Le-

-
nähernd alle Bundesstaaten – auch und gerade aufgrund der Konkurrenzsituation 
untereinander – eine Vielzahl verschiedener Gesetze schaffen werden, werden die 
nächsten Jahre zeigen.

101 Addati/Cassirer/Gilchrist in: Maternity and paternity at work: Law and practise across the world, ILO 
(Ed.) 2014, S. 16.
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A. Einleitung
Alle Mitgliedstaaten des Golfkooperationsrates (im Folgenden »GCC«) verab-

schiedeten unter dem Stichwort »Workforce Nationalisation« Initiativen, um den 
Beschäftigungsanteil der einheimischen Bevölkerung gegenüber ausländischen 
Arbeitnehmern auf dem nationalen Arbeitsmarkt zu erhöhen. Diese zwingend zu 

-
beachtung kann mit erheblichen Sanktionen bestraft werden. Dieser Aufsatz gibt 
einen Überblick über Hintergrund, Zielsetzung und Wirkungsweise sowie daraus 
folgenden Handlungsbedarf für Investoren im Hinblick auf Entsendungen und 
Personalgestellungen. Zugleich werden die Initiativen aus dem Blickwinkel der 
Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) auf den Prüfstand genommen.

B. Hintergrund
Der Zuzug von Ausländern spiegelt sich in allen GCC-Mitgliedstaaten deutlich 

So sind nach einer Statistik aus dem Jahr 2015 etwa in Bahrain 73 %, in Katar 
sogar 95 % der Arbeitnehmer ausländischer Herkunft.1 Einer Statistik aus dem 

1 National institutes of statistics, Percentage of nationals and non-nationals in GCC countries’ employed po-
pulations (2015), <www.gulfmigration.org> (letzter Aufruf: 01.09.2019).
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Jahren 2017/2018 zufolge bilden Ausländer in Katar und in den VAE sogar 87 % 
der Bevölkerung ab.2 Dabei wächst das Ungleichgewicht zwischen der hohen 
Arbeitslosenquote der einheimischen Bevölkerung – vor allem junger Erwerbs-
fähiger3 – und der hohen Beschäftigungsquote ausländischer Arbeitnehmer. Am 
Beispiel der Vereinigten Arabischen Emirate (im Folgenden »VAE«) verdeutlicht, 
repräsentieren einheimische Arbeitnehmer lediglich 8 % der gesamten Arbeitneh-
merschaft. In der privaten Wirtschaft sind lediglich 1 % der Beschäftigten durch 
einheimische Arbeitnehmer vertreten. Diesem Spannungsverhältnis soll mithilfe 
etablierter »Workforce-Nationalisation«-Programme diametral entgegengewirkt 
werden. Eines der ersten Programme in den GCC-Mitgliedstaaten führte Katar 
im Jahr 1962 ein. Dort wurde im Arbeitsgesetz geregelt, dass alle freien Arbeits-
plätze vorrangig mit katarischen Arbeitnehmern zu besetzen sind und Ausländer 
nur nach Bedarf eingestellt werden dürfen.4 Art. 18 des aktuellen katarischen Ar-
beitsgesetzes verankert dieses Statut bis heute.5 Auch Kuwait führte bereits in den 
1960er Jahren entsprechende arbeitsrechtliche Regelungen ein.6 Demnach sollten 
alle Unternehmer des Ölsektors, die mindestens 200 Arbeitnehmer beschäftig-
ten, Trainingsprogramme für die kuwaitische Bevölkerung vorsehen. Aufgrund 
der Tatsache, dass im Jahr 1985 ca. 72 % der kuwaitischen Bevölkerung auslän-
discher Herkunft war7, hat die kuwaitische Regierung einen Entwicklungsplan 
verabschiedet. Danach sollte die kuwaitische Bevölkerung bis 2000 um 50 % an-
steigen und die Arbeitslosigkeit unter der kuwaitischen Bevölkerung verringert 
werden.8 Einem ähnlichen unverbindlichen Entwicklungsplan lagen auch die ers-
ten »Saudisierungs«-Bestrebungen zugrunde.9 In Bahrain begann in den frühen 
1980er Jahren mit dem »Projekt 10 000« solch eine Förderungspolitik, wonach 
gezielt junge bahrainische Arbeitssuchende mittels Förder- und Trainingsmaß-
nahmen in den privaten Arbeitsmarkt vermittelt werden sollten.10 Der »Omanisie-
rungs«-Prozess begann erst Ende der 1990er Jahre. Der Fokus lag dabei bereits zu 
Beginn der »Omanisierung« auf dem privaten Sektor, in dem die Einheimischen-
quote von 7 % im Jahr 1995 auf insgesamt 75 % in 2020 ansteigen sollte.11 Die 
VAE festigten ihre »Emiratisierungs«-Pläne in gesetzlicher Form im Jahr 1980. 

Arbeitsvermittlung für einheimische Arbeitsuchende etabliert.

2 National institutes of statistics, Percentage of nationals and foreign nationals in GCC countries’ popula-
www.gulfmigration.org> (letzter Aufruf: 21.03.2020).

3 Forstenlechner/Rutledge, Unemployment in the Gulf: Time to update the social contract, Middle East 
Policy, Vol. XVII, No. 2 (2010), S. 1.

9 Vgl. dazu Wynbrandt, A Brief History of Saudi Arabia (2010), S. 252.
10 Vgl. dazu Randeree, Workforce Nationalization in the Gulf Cooperation Council States (2012), S. 16.
11 Valeri, The Omanisation Policy of Employment: An Omani Economic Dilemma, S. 2, abrufbar unter 

<www.mafhoum.com/press7/230E13.pdf>, (letzter Aufruf: 21.03.2020).
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C. Zielsetzung
Allen »Workforce-Nationalisation«-Programmen liegt die gleiche Intention zu-

grunde. Sie zielen auf die stärkere wirtschaftliche Einbindung vorhandener perso-
neller Ressourcen. In diesem Kontext soll die Beschäftigungsquote einheimischer 
Arbeitnehmer erhöht und die historisch gewachsene Überlegenheit ausländischer 

den einzelnen Staaten: Unter der »Vision 2021« planen die VAE, dass bis 2021 
50 % der Beschäftigten im privaten Sektor durch emiratische Staatsbürger reprä-
sentiert werden. Im Oman soll entsprechend der »Vision 2020« die »Omanisie-
rungs«-Quote im privaten Arbeitsmarkt 70 % und im öffentlichen Sektor sogar 
95 % betragen.12 Die »Vision 2030« Katars sieht vor, dass mindestens 50 % der 
katarischen Bevölkerung einer dauerhaften und bedeutungsvollen Beschäftigung 
nachgehen.13 Der »Vision 2030« des Königreichs Bahrain folgend sollen 83 % der 
Beschäftigten die bahrainische Staatsangehörigkeit innehaben.14

Darüber hinaus legt das Königreich Saudi-Arabien (KSA) ein besonderes Au-
genmerk auf die Verbesserung der Zukunftsperspektiven von Jugendlichen. Nach 
der Konzeption der Regierung »Vision 2030« soll Berufseinsteigern der Zugang 
zum Arbeitsmarkt vereinfacht und Jugendarbeitslosigkeit verringert werden.15

D. Wirkungsweise
Den dargelegten Zielen soll durch verschiedene gesetzliche Implementierun-

gen zu ihrer Wirksamkeit verholfen werden. Neben Quotenregelungen (1.) soll 
der Arbeitsmarkt insbesondere durch Förderprogramme (2.) sowie Kündigungs-
schutz- (3.) und Arbeitserlaubnismaßnahmen (4.) reguliert werden.

I. Quotenregelungen

Die VAE, das KSA und das Königreich Bahrain haben zur Erhöhung des An-
teils nationaler Arbeitnehmer jeweils Quotenregelungen eingeführt.

Unternehmen, die in den VAE ansässig sind und über 50 Arbeitnehmer beschäf-
tigen, haben nach dem »Emiratisierungs«-Programm der VAE ein branchenspezi-

-
destens 2 %, Banken 4 % und Versicherungsunternehmen sogar 5 % ihrer gesam-
ten Belegschaft mit einheimischen Beschäftigten besetzen.16

Das KSA hatte im Jahr 2011 das Nationalisierungsprogramm namens »Nita-
quat« eingeführt. Alle Unternehmen, die mindestens 10 Mitarbeiter beschäfti-

12 Vgl. De Bel-Air -

01.09.2019).
13 Maryam Al-Subaiey, Quatarization Policy – implementation Changes (2010), S. 3.
14 Die gesamte Agenda »Vision 2030« ist abrufbar unter <www.bahrain.bh/>, (letzter Aufruf: 01.09.2019).
15 Die gesamte Agenda »Vision 2030« ist abrufbar unter <www.vision2030.gov.sa/en>, (letzter Aufruf: 

01.09.2019).
16 Ministerial Orders No. 41, No. 42 and No. 43 of 2005.
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je nach Mitarbeiteranzahl). Danach werden sie in verschiedene Gruppen – rot, 
gelb, grün und exzellent – eingeteilt. Unternehmen, die die Mindestprozentzahl 
unterschreiten, werden in die rote Kategorie eingeordnet. Sogenannte »gelbe Un-
ternehmen« beschäftigen nur eine geringe Prozentzahl, »grüne Unternehmen« 
erreichen die von dem Ministerium für Arbeit vorgeschriebene Nationalisierungs-
quote. »Exzellente« Unternehmen überschreiten diese sogar. Je höher das Unter-
nehmen eingruppiert ist, desto eher kann es auch Visa für ausländische Arbeitneh-
mer beantragen.

Zur Umsetzung der Quotenregelung muss jeder Unternehmer im Königreich 
Bahrain für jeweils vier ausländische Arbeitnehmer einen bahrainischen Arbeit-
nehmer beschäftigen. Wird dieses Quotenverhältnis nicht eingehalten, können 
bahrainische Behörden im Fall der Verlängerung einer Arbeitserlaubnis für einen 
ausländischen Arbeitnehmer zusätzliche Gebühren von 500 Dinar (ca. 1200 Euro) 
erheben.17 Davon abgesehen besteht das Risiko, dass erteilte Arbeitserlaubnisse 
widerrufen werden. Um zu verhindern, dass Unternehmen Gesetzeslücken aus-
nutzen und bahrainische Mitarbeiter lediglich auf die Gehaltsliste aufnehmen, 
ohne sie tatsächlich zu beschäftigen, wurden Unternehmensinspektionen einge-
richtet.

II. Förderprogramme

Abgesehen von der Quotenregelung haben die VAE und das KSA auch spezi-

präventiv die Wettbewerbsfähigkeit einheimischer Arbeitnehmer gegenüber aus-
ländischer Konkurrenz stärken.

Zu diesem Zweck führte das zuständige Ministerium der VAE (»Ministry of 
Human Resources & Emiratization«, kurz MOHRE) bereits im Jahr 2004 das 
Portal »Tawteen« ein. »Tawteen«18 fungiert als Bindeglied zwischen Arbeitneh-

Beschäftigungsmöglichkeiten zu vermitteln. Teilnehmende Arbeitgeber können 
so Vergünstigungen, etwa eine bevorzugte und schnellere Bearbeitung ihrer An-
träge bei MOHRE, erzielen. Das bahrainische »Tamkeen«19-Programm stärkt ne-
ben dem Angebot an Trainings- und Fortbildungsmöglichkeiten auch die Grün-
dung bahrainischer Unternehmen.

Im Jahr 2017 hat das saudische Ministerium für Arbeit und Soziales die soge-
nannte » -Initiative«20 eingeführt. Alle Unternehmen im privaten Sektor, die 
mindestens 25 Arbeitnehmer beschäftigen, müssen für saudische Jugendliche ab 
17 Jahren ein vierwöchiges Praktikum anbieten. Dadurch soll Jugendlichen der 
Arbeitseinstieg in den lokalen Arbeitsmarkt geebnet werden. Die gleiche Zielset-

17
18 Die Einzelheiten der Teilnahme an dem Tawteen-Programm ist abrufbar unter <www.mohre.gov.ae/en/

tawteen-gate/employer/mechanism-of-acquiring-points.aspx>, (letzter Aufruf: 01.09.2019).
19 Die Entstehungsgeschichte und Zielsetzung des Tawteen-Programms ist abrufbar unter <www.tamkeen.

bh/about-tamkeen>, (letzter Aufruf: 01.09.2019).
20 Royal Decree No. (7/B/2942) und Entscheidung des Arbeitsministers, No. (1047/1) on 3/1429H.
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zung verfolgt das omanische »Sanad«21- Programm mit der Besonderheit, dass es 
-

ner bis mittlerer Unternehmensvorhaben in die Selbstständigkeit verhelfen soll.22

III. Kündigungsschutz

Die VAE haben im Jahr 2018 den Kündigungsschutz der einheimischen Be-

diesem Zusammenhang strengere Anforderungen an die Kündigung nationaler 
Arbeitnehmer vor. Eine Kündigung ist demnach rechtswidrig, wenn sie sich nicht 
auf das Arbeitsverhältnis bezieht bzw. der emiratische Arbeitnehmer nur durch ei-
nen ausländischen Arbeitnehmer ersetzt werden soll. Im Übrigen ist zwingend ein 
»Exit Interview« zu führen, in welchem der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer die 
Gründe seiner Kündigung offen kommuniziert. Wird das »Exit Interview« nicht 
oder nicht ordnungsgemäß geführt, ist die Kündigung allein aus diesem Grund 
rechtswidrig. Dem Arbeitgeber verbleibt lediglich die Möglichkeit, das Arbeits-

-
-

bestände, wie bspw. eine Identitätstäuschung, die Verursachung eines erheblichen 
Schadens, den Verrat von Geschäftsgeheimnissen oder die rechtskräftige Verurtei-
lung in Bezug auf Ehrdelikte voraus.

IV. Arbeitserlaubnis

»Omanisierung«, »Katarisierung« sowie »Bahrainisierung« sollen durch die an 
strenge Bedingungen geknüpfte Arbeitserlaubnisvergabe verwirklicht werden.

In Katar wird die Arbeitserlaubnis ausländischen Arbeitnehmern nur dann er-
-

markt verfügbar ist.23 Die Arbeitserlaubnis wird zudem auf fünf Jahre begrenzt. 
Darüber hinaus ist der Arbeitsminister befugt, die Beschäftigung ausländischer 
Arbeitnehmer in einigen Wirtschaftszweigen zu versagen.24 Dadurch kann der 

kurzfristig reguliert werden.
Ähnliche kurzfristige Befugnisse stehen dem zuständigen omanischen Arbeits-

ministerium (Ministry of Menpower – »MoM«) zu. Es hatte zuerst im Januar 
2018 eine sechsmonatige Sperrfrist von Arbeitserlaubnissen für 87 Berufe ver-
hängt, welche im Juli 2018 um weitere sechs Monate verlängert wurde. Diese 
umfasste unter anderem den Beruf des Handelsvertreters sowie das Konstruk-
tions- wie Reinigungspersonal.25

21 Sanad (arabisch) bedeutet in der deutschen Übersetzung Unterstützung.
22 Die genaue Zielsetzung des Sanad-Programms ist abrufbar unter <www.sanad.lu/about-sanad/mission>, 

(letzter Aufruf: 21.03.2020).
23
24
25 Vgl. dazu Times News Service, Expatriate visa ban to cover more sectors in Oman, <www.timesofoman.com/

article/490743/Oman/Expatriate-visa-ban-to-cover-more-sectors-in-Oman>, (letzter Aufruf 21.03.2020).
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Das Arbeitsministerium Bahrains kann für die Verlängerung einer Arbeitser-
laubnis eines ausländischen Arbeitnehmers eine zusätzliche Gebühr von 500 Di-
nar (ca. 1200 Euro) fordern, sofern der Arbeitgeber die erforderliche »Bahraini-
sierungs«-Quote unterschreitet.26 Zusätzlich können bereits erteilte Arbeitserlaub-
nisse widerrufen werden.

V. Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt

1. Tatsächliche Auswirkungen

-
terschiedlich. Sie sind vor dem Hintergrund der jeweiligen bisherigen Arbeits-
marktpolitik zu betrachten.

Auffällig ist dabei die Korrelation mit dem Ölvorkommen in den jeweiligen 

Ölbeständen, seit den 1980er Jahren bestrebt, die einheimische Bevölkerung ver-
stärkt in den Arbeitsmarkt einzubinden.

GCC-Mitgliedstaaten, die eigene Bevölkerung von körperlich fordernden Ar-
beitsverhältnissen lange Zeit verschont und die zahlreichen Arbeitsplätze im Be-
reich der Ölförderung durch ausländische Arbeitskräfte besetzt. Dementsprechend 
gravierend wirkte sich auch der Verfall des Ölpreises Anfang des Jahres 2015 aus. 
Zehntausende Gastarbeiter verloren innerhalb weniger Tage ihren Arbeitsplatz 

27 Viele 

sation«-Programmes intensiviert diese Problematik zusätzlich, indem es diesen 
Gastarbeitern die Suche nach einem neuen Arbeitsplatz erheblich erschwert.

-
kräften. Denn Arbeitgeber müssen nun entsprechend den Quotenvorgaben ihre 

-
rung. Daher bedienen sich viele ausländische Investoren Scheinarbeitsverhältnis-
sen, in denen saudische Arbeitskräfte einen Arbeitsvertrag und einen Arbeitslohn 
erhalten, tatsächlich aber keiner Tätigkeit nachgehen (Schattenarbeitnehmer). Die 
Weltbank schätzt, dass ca. 90 % der mit Saudis geschlossenen Privatarbeitsver-
hältnisse nur zum Schein bestehen.28 Mit Scheinarbeitsverhältnissen können zwar 

-
stellt werden; hierdurch ergeben sich aber erhebliche Mehrkosten, die sich u. a. 
auf die Wettbewerbsfähigkeit saudischer Unternehmen auswirken. Im Übrigen 
geht dies zulasten des Investitionsklimas im KSA.

26
27 Vgl. Gehlen, Die Arbeitssklaven der Saudis, WirtschaftsWoche v. 11.08.2016, <www.wiwo.de/politik/

ausland/oelkrise-in-saudi-arabien-die-arbeitssklaven-der-saudis/14003216.html> (letzter Aufruf 21.03. 
2020).

28 Vgl. u. a. Gehlen www.zeit.de/wirtschaft/2018-07/
saudi-arabien-mohammed-bin-salman-oel-wirtschaft-modernisierung> (letzter Aufruf 21.03.2020).
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2. Auswirkungen auf den Einsatz ausländischer Arbeitnehmer

Arbeitnehmer, die im Ausland beschäftigt werden sollen, bedürfen generell 
einer Arbeitsgenehmigung und einer Aufenthaltserlaubnis. Arbeitsgenehmigung 
und -erlaubnis können nur durch ein sog. »Corporate Vehicle« – eine Gesellschaft 
oder eine Niederlassung vor Ort – beantragt werden. Die Auswirkung der »Work-
force-Nationalisation«-Programme hängt von dem Modell des Arbeitseinsatzes 

Anstellung des Arbeitnehmers (a)) einerseits und der Personalgestellung (b)) an-
dererseits ausmachen. Als dritte Variante können Arbeitnehmer an eine Schwes-
tereinheit des Unternehmens ausgegliedert werden (c)).

a) Entsendung und lokale Anstellung
Zusätzlich zum bestehenden Arbeitsvertrag kann in einer Entsendungsverein-

barung geregelt werden, dass der Arbeitnehmer seine arbeitsvertraglichen Tätig-
keiten für eine befristete Zeit im Ausland erbringt. Im Fall der Entsendung muss 
sich der Arbeitgeber durch sein »Corporate Vehicle« vor Ort um die Beantragung 
der erforderlichen Arbeitsgenehmigungen und -erlaubnisse bemühen. Gleiches 
gilt auch für den Fall der lokalen Einstellung des Arbeitnehmers bei dem Corpo-
rate Vehicle. Im Vorfeld der Entsendung wie lokalen Anstellung muss daher erst 
sichergestellt werden, dass diese mit den »Workforce-Nationalisation«-Program-
men in Einklang stehen.

b) Personalgestellung
Im Rahmen der Personalgestellung bleibt das Arbeitsverhältnis zwischen dem 

den Arbeitgeber lediglich angewiesen, seine Tätigkeit fortan bei einem Subunter-
nehmer (»Personalgesteller«) im Ausland auszuüben. In dieser Konstellation ist 
die Beantragung der erforderlichen Arbeitsgenehmigungen und -erlaubnisse al-
lerdings auf den Personalgesteller übertragen. Als Konsequenz muss dieser auch 
sicherstellen, dass die Voraussetzungen der einzelnen »Workforce-Nationalisa-
tion«-Programme eingehalten werden. In dieser Hinsicht ist die Personalgestel-
lung gegenüber der Entsendung respektive lokalen Anstellung für das (deutsche) 
Unternehmen durchaus attraktiv. Allerdings ist im Vorfeld der Personalgestellung 

aus der Personalgestellung auch Betriebsstättenrisiken ergeben.

c) »Outsourcing« an Schwestereinheit
Darüber hinaus hat das (deutsche) Unternehmen auch die Möglichkeit, eine 

Schwestereinheit in den Freihandelszonen zu gründen, der bestimmte Betriebs-
einheiten des Unternehmens übertragen werden. Jene Schwestereinheit könnte 
beispielsweise damit betraut werden, alle Geschäfte mit Unternehmen im KSA 
abzuwickeln. Da das Personal aber direkt bei der Schwestereinheit in der Freihan-
delszone und nicht im KSA angestellt ist, kann die Schwestereinheit ihre Persona-
lentscheidungen unabhängig von den dargelegten »Saudisierungs«-Vorschriften 
treffen. Jedoch sind steuerrechtliche Auswirkungen zu bedenken (Umsatzsteuer/
Verrechnungspreise).
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E. »Workforce Nationalisation« aus dem Blickwinkel der IAO
Die Internationale Arbeitsorganisation (IAO) nimmt die Workforce-Nationa-

lisation-Programme der GCC-Mitgliedstaaten unter der »Decent Work« Agenda 
in den Blick. »Decent Work«, also gute und menschenwürdige Arbeit, steht für 
die Schaffung von produktiven Arbeitsmöglichkeiten bei fairer Bezahlung, Ar-
beitsschutz und sozialer Sicherung von Arbeitnehmern sowie ihrer Familien, 
Möglichkeiten der persönlichen Entwicklung und der sozialen Integration, der 
Freiheit der Meinungsäußerung sowie der Versammlungsfreiheit und Chancen-
gleichheit für Frauen und Männer am Arbeitsplatz.29 Darüber hinaus kann auch 
der soziale Dialog zwischen den Staaten, Unternehmen und anderen Organisa-
tionen als Eckpfeiler der »Decent Work« Agenda und damit menschenwürdiger 
Arbeit bezeichnet werden.30

Um die vorbenannten Ziele innerhalb der IAO-Mitgliedstaaten zu ihrer 
praktischen Umsetzung im nationalen Recht zu verhelfen, begann die IAO im 

DWCP) auszuarbeiten. Sie basieren auf der Arbeitsmarktpolitik des jeweiligen 
IAO-Mitgliedstaates und zeigen sowohl deren Herausforderungen als auch kon-
krete Handlungsstrategien im wirtschaftlichen und sozial-ökonomischen Kon-
text auf.31 Von zentraler Bedeutung ist der Rückgriff auf Erfahrungen, Instru-
mente und die Zusammenarbeit von Interessenvertretungen der IAO in einem 
ergebnisorientierten Rahmen, um die Agenda für menschenwürdige Arbeit vor-
anzubringen.32 Jeder DWCP ist neben einem Umsetzungsplan auch um Überwa-
chungs- und Bewertungsleitlinien ergänzt.33 Dadurch können in regelmäßigen 
Abständen die Umsetzung festgelegter Strategien erfasst und ihre Erfolge re-

I. DWCP für Kuwait

Der IAO zufolge ist die Unterrepräsentierung der nationalen Bevölkerung auf 
dem privaten Arbeitsmarkt in Kuwait vor allem dem Umstand geschuldet, dass 

ist.34 -
mern hat zur Konsequenz, dass der private Arbeitsmarkt für nationale Erwerbs-
tätige an Attraktivität verliert.35 Einer statistischen Umfrage aus 2016 zufolge 

29 Die gesamte »Decent Work Agenda« der IAO ist abrufbar unter <www.ilo.org/global/topics/decent-work/
lang--en/index.htm>, (letzter Aufruf: 01.09.2019).

30 www.ilo.org/global/
about-the-ilo/newsroom/news/WCMS_629756/lang--en/index.htm>, (letzter Aufruf: 01.09.2019).

31
wcmsp5/groups/public/---arabstates/---ro-beirut/documents/genericdocument/wcms_656564.pdf>, (letzter 
Aufruf: 01.09.2019).

32 www.ilo.org/global/about-the-
>, (letzter Aufruf: 

01.09.2019).
33 Ebda.
34 Ebda, S. 3.
35 European University Institute and Gulf Research Center, Arab Gulf States: An Assessment of Nationalisa-

tion Policies (2014), S. 6, abrufbar unter <
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würden mehr als die Hälfte der kuwaitischen Erwerbsuntätigen nur dann eine 
Beschäftigung aufnehmen, wenn ihnen diese im öffentlichen Dienst angeboten 
würde. Auch aus Arbeitgebersicht ist die Beschäftigung ausländischer Arbeit-
nehmer in Kuwait attraktiver, da diese im Vergleich zu nationalen Arbeitneh-
mern einen schlechten Arbeitnehmerschutz genießen und somit die Beschäfti-
gung wie Kündigung ausländischer Arbeitnehmer für den Arbeitgeber kosten-
günstiger ist.36 Ausgehend von dieser Arbeitsmarktrealität sieht der DWCP für 
Kuwait verschiedene Handlungsstrategien vor, um menschenwürdige Arbeit für 
alle Arbeitnehmer und zugleich das Ziel der »Workforce-Nationalisation« zu 
reali sieren.

Aufgrund des in Art. 41 der Verfassung verankerten Rechts der kuwaitischen 
Bevölkerung, ihre Arbeit frei zu wählen, können kuwaitische Arbeitsuchende 
nicht gezwungen werden, eine Tätigkeit im privaten Sektor auszuüben. Der 

nationale Arbeitnehmer allerdings ein Anreiz sein, um im privaten Sektor Arbeit 
aufzunehmen.

Ferner kann eine Reform des Bildungssystems in Kuwait sinnvoll sein, um die 
»Kuwaitisierungs«-Quote langfristig zu erhöhen. Aus der Sicht der IAO deckt das 
bisherige Bildungssystem nicht die Fähigkeiten ab, die im privaten Arbeitsmarkt 
dringend nachgefragt werden, wie bspw. technische Ausbildungsberufe37. Absol-

-
frage auf dem Arbeitsmarkt nicht decken.

Zusätzlich sollten gleiche Arbeitsbedingungen geschaffen und diskriminie-
rende Arbeitsgesetze abgeschafft werden. Damit einher geht die Implementierung 
einer sicheren, regulierten und verantwortungsvollen Arbeitsmigration. Bislang 
existiert kein gesetzliches Diskriminierungsverbot aufgrund der Nationalität auf 
dem privaten Arbeitsmarkt. Zwar hat die kuwaitische Regierung im Jahr 2015 
grundlegende Arbeitsbedingungen zum Schutz ausländischer Arbeitnehmer nor-
miert.38 Die erschwerte gerichtliche Durchsetzbarkeit dieser Rechte führt in der 
Praxis jedoch dazu, dass ausländische Arbeitnehmer unter schlechteren Arbeits-
konditionen als nationale Arbeitnehmer und damit oft bevorzugt gegenüber die-
sen eingestellt werden.39

ResearchPaper_01–2014.pdf?sequence=1&isAllowed=y>, letzter Aufruf: 01.09.2019).
36 www.ilo.org/

wcmsp5/groups/public/---arabstates/---ro-beirut/documents/genericdocument/wcms_656564.pdf>, (letzter 
Aufruf: 21.03.2020).

37 www.ilo.org/
wcmsp5/groups/public/---arabstates/---ro-beirut/documents/genericdocument/wcms_656564.pdf>, (letzter 
Aufruf: 21.03.2020).

38 Kuwait Ministerial Decree No. 68/2015.
39 Vgl. US Department of State, 2018, Country Reports on Human Rights Practices: Kuwait, S. 34, abrufbar 

unter <www.state.gov/reports/2018-country-reports-on-human-rights-practices/kuwait/>, (letzter Aufruf: 
21.03.2020).
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II. DWCP für den Oman

-
sentlichen auf drei Zielsetzungen: Zum einen die Verbesserung der Bedingungen 
des Arbeitsmarktes, u. a. durch die Etablierung einer wirksamen nationalen Be-
schäftigungspolitik, die Stärkung und Ausweitung des Sozialschutzes sowie die 
Harmonisierung der Arbeitnehmerrechte mit der IAO-Erklärung über die Grund-
prinzipien und Rechte am Arbeitsplatz sowie internationalen Arbeitsnormen.40 Im 
Rahmen der erstgenannten Zielsetzung ist eine nationale Beschäftigungsstrategie 
zu entwickeln, die den Bedürfnissen und Herausforderungen des Omans auf dem 
Arbeitsmarkt entspricht. Die »Omanisierungs«-Politik – die schrittweise Erset-
zung ausländischer Arbeitnehmer durch Omanis – zählt zu den größten Heraus-
forderungen der Arbeitsmarktpolitik. Um ihr zu Wirksamkeit zu verhelfen, müss-
ten laut IAO schätzungsweise 45 000 Arbeitsplätze pro Jahr im privaten Sektor 
geschaffen werden.41 Der DWCP sieht weiterhin vor, die omanische Regierung 
bei dem Ausbau sowie der Auswertung von Arbeitsmarktforschung und -analyse 
zu unterstützen. Auf der Grundlage einer fundierten Datenanalyse ist die Regie-

befriedigen, aber auch langfristig zu überwachen und passgenaue Arbeitsmarkt-
initiativen zu verabschieden. Dies bedingt und erfordert auch die Auseinander-

die erfolgreiche Vermittlung omanischer Arbeitsuchender im privaten Sektor ge-
lingen.42

F. Zusammenfassung und Ausblick
Die GCC-Mitgliedstaaten streben seit Jahrzehnten die Integration ihrer ein-

heimischen Bevölkerung in den lokalen Arbeitsmarkt an. Die »Workforce-Nati-
onalisation«-Programme der GCC-Mitgliedstaaten wirken sich dabei nicht nur 
im Arbeitsrecht aus, sondern müssen auch in weiteren unternehmerischen Ent-
scheidungen mitgedacht werden. Die staatlichen Öl- und Gasgesellschaften haben 

-

Aufgrund der überwiegend implementierten Beschäftigungsquote sind Investo-
ren angehalten, geeignete einheimische Arbeitnehmer anzuwerben, um möglichen 
Strafen oder dem Entzug der Arbeitserlaubnis zu entgehen. Durch das Arbeitsge-
setz der VAE sind einheimische Arbeitnehmer praktisch unkündbar. Bevor jene 

40 www.ilo.org/
wcmsp5/groups/public/---arabstates/---ro-beirut/documents/genericdocument/wcms_656565.pdf>, (letzter 
Aufruf: 01.09.2019).

41 www.ilo.org/
wcmsp5/groups/public/---arabstates/---ro-beirut/documents/genericdocument/wcms_656565.pdf>, (letzter 
Aufruf: 01.09.2019).

42 Ebda., S. 12.
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Arbeitsverhältnisse eingegangen werden, sollten die aufgezeigten Varianten des 
Personaleinsatzes im Ausland überdacht werden. Die aufgezeigten Initiativen be-
wirken eine deutliche rechtliche Besserstellung nationaler Arbeitnehmer auf dem 
Arbeitsmarkt auf der einen und eine erhebliche Diskriminierung ausländischer 
Arbeitnehmer auf der anderen Seite, ohne mit der tatsächlichen Arbeitsmarktsi-
tuation zu harmonieren. Die hohe Nachfrage nach »günstigen« Arbeitskräften ei-

-
mer nicht gestillt werden. In der Konsequenz entstehen Scheinarbeitsverhältnisse 
und illegale Beschäftigungen, um die Quoten einzuhalten und Strafen zu entge-
hen, ohne aber nationale Arbeitnehmer zu beschäftigen. Die Zusammenarbeit der 
IAO mit den GCC-Mitgliedstaaten bringt dagegen alternative und ganzheitliche 
Handlungsstrategien hervor, die neben gleichen Arbeitsbedingungen für alle Ar-
beitnehmer auch die Reformierung des Bildungssystems auf den Plan rufen. Eine 
verantwortungsvolle Migrationspolitik stellt eine weitere wichtige Stellschraube 
zu wirksamer und nachhaltiger »Workforce-Nationalisation« dar. Statt zu diskri-
minieren, könnte Migration durch eine Reform der bisherigen Migrationspolitik 
in den GCC-Mitgliedstaaten Migration gesteuert werden. Die Einführung von 

-
dungs- und den Arbeitsvermittlungsstellen der Herkunftsländer sind Möglichkei-

auf die Bedürfnisse der Arbeitgeber auszulegen.
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A. The Citizenship Income: context
With the Italian decree law of 28 January 2019, no. 4, converted in the Italian 

of its welfare system, adopting a structural and inclusive guaranteed minimum 
income measure, the Citizenship Income [i. e., »Reddito di cittadinanza«] (here-
inafter, Rdc).

temporary and experimental interventions. And in fact, after repeated requests 
from European bodies and on the outcome of testing different measures, includ-
ing at the regional level, the national legislator has focused on the introduction 
initially of minimal categorical tools, aimed at exclusive protection against situa-

to extend the protections through more structured measures to combat poverty 
and social exclusion.

This gradual process, characterized for a long time – within a context of limited 
available resources – by experimentation, led to the introduction, from 1 January 
2018, of the Inclusion Income Support [i. e., »Reddito di inclusione«] (ReI), the 

April 2019, in the new measure.

paragraph 2, letter m), of the Italian Constitution, the enjoyment of which must 
be guaranteed uniformly throughout the nation. In its overall design, the measure 
maintains the characteristics of a policy to combat poverty for needy families, 

1

by engagement of the applicant and all family members.
Despite the name chosen by the legislator, we are not in the presence of a real 

1 In 2018, poverty affected about 5 million people, about 8.4 % of the resident population (this indicator has 
more than doubled in one decade). Households in absolute poverty were estimated at 1.8 million, with an 
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the economic situation of the family and its willingness to follow paths of social 
and labour integration.

measure, and to »combat poverty, inequality and social exclusion« through »pol-
-

4/2019).
These are two complex purposes per se, if we consider, on the one hand, the 

still uncertain functioning of labour services, which is now reinforced with an al-

focused to face growing income and social inequality, and poverty and material 
deprivation that, in the years of the crisis, hit an increasingly wider audience 
within the population.

-
tem, also traditionally characterized by a strongly categorical connotation, which 

-

aggravated by the presence of disabled people2.

measures for unemployment, long-term unemployment, and involuntary under-
employment.

years. The Asdi [i. e. »Assegno Sociale di Dispoccupazione«], aimed at the el-
derly unemployed in poor economic situations, was repealed as of January 2018.

-

been incorporated into tools designed to combat poverty and social exclusion 
from time to time.

This last requirement has long been underestimated, also because of the dom-

of assistance and support of those excluded, for various reasons, from the labour 
-

social protection system for income support has emerged more and more, with 
regard to not only the single »unemployed«, but also his/her dependent family 
member.

permanent universalistic family policies, focused on large and low-income fami-

2 See extensively Bozzao, 2019.
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lies, and on the other hand, the laconic nature of the protective apparatus in 
 support of disability. An organic law for caregivers and protection of dependent 
 persons is still missing in Italy.

-
swers require an organic and programmatic design of the areas and instruments 
of intervention, which can hardly be merged within a single protective measure. 
Indeed, the latter must constitute a piece within a more structured system of in-

burden and disability, strengthening social and health services, as well as housing 

Conversely, in a welfare system which is not very inclusive and protective, 
even the Rdc is a victim of that functional overload that has characterized the 
income support measures which preceded it.

B. The Citizenship Income: recipients and conditions of access
As regards some features that characterize the new measure, it appears to be 

very complex in its overall, and highly inclusive, structure. The sourcing of ex-

-
ous measure (REI) [i. e. »Reddito di Inclusione« – Inclusion Income] – the signif-
icant extension of the quantum of the measure disbursed , and of its (potentially 
perpetual) duration of entitlement4 5.

-

ensuring greater protection of the largest household6, with provision for maxi-

4 The measure is granted for 18 months, and is subject to the possibility of renewal after one month of sus-

-

the establishment of the REI and until September 2019, at least one monthly allowance has been received 
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mum and minimum economic thresholds . Its recognition is subject to assessment 
of the need of the household (through the ISEE tool) [i. e., Indicator of the Equiv-
alent Economic Situation], according to a reshaping of the income and capital  
 requirements necessary for access based on the size and composition of the house-
hold. Indeed, the articulation of the equivalence scale penalizes numerous fami-

resources and the protective requirements of situations of need, operating within 

to support family and disability situations.
If we consider the audience of the recipients of the Citizenship Income, it is 

-
zens (due to physical, age, and social causes: such as a parent with dependent 
or disabled children) in economically disadvantaged conditions – even those in 

[i. e. »Nuova Assicurazione Sociale per l’Impiego
Insurance] and Dis-coll [i. e. »Indennità mensile di disoccupazione« – Unem-
ployement monthly indemnity], the amounts of which can now be combined 
with income).

The extension of the audience appears to be a duty, in the presence of a cat-

to mention here that nearly 12 % of employees in Italy receive a salary which 

(service sector) – of the use of discontinuous and lower quality jobs, with lower 
wages8.

also completely appropriate. In a system such as the one introduced by the legis-
lator of the Jobs Act, characterized by the rapid operation of the decalage mech-

subsequent month), it is not uncommon that the unemployed person can receive, 

It should also be considered that due to the elevation – with respect to the REI 
– of the income and capital thresholds to access the measure, as well as of its eco-

corresponding parameter of the equivalence scale and reduced by the value of the family income – nor 

8 Eurostat, March 2018 (data for 2016).
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This connotation does not appear to be irrelevant, for the purposes of the sys-

in the national system, as well as in the European one, in which the protective 

-

the measure in question.

-

the principle of equality and the principle of solidarity, on which the endurance 
of the entire constitutional design is based, and to which a more inclusive welfare 

And yet, it is precisely the hybrid nature of the measure which does not facili-

model is based, in fact, on a traditional distinction between social security and 

(paragraph 1)9

assured adequate means for their needs and necessities in the case of [accidents, 
illness, disability, old age and] involuntary unemployment«.

Hence, therefore, the attempt to elaborate – through an updated reading of the 

-

the ability conditions, show willingness to participate actively in the material or 
spiritual progress of society and can thus be assured – in the name of the princi-

-
tion – effective participation in the political, economic and social organization of 
the country. In this manner, enhancing and updating the connection between the 

states that »Every citizen has the duty, according to personal potential and indi-
vidual choice, to perform an activity that contributes to the material or spiritual 
progress of society«.

-

legislation even at European level.

subsistence has the right to welfare support«.
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C. Citizenship, residence and legal stay: impact on foreign families
The problem arises, in particular, with citizens of non-European countries, with 

reference to whom the new measure of Citizenship Income undoubtedly presents 

The measure is in fact aimed at all households which, cumulatively, have citi-
zenship, residence and right of stay requirements, as well as economic ones10.

These requirements appear to be stricter towards citizens of non-European 
countries11. This was the result of the compromise among the members of the ma-

forecasts must be evaluated with particular attention, due to the indications com-
ing from the High Courts, both national and European, which for several years 

citizens who, for various reasons, are »non-residents« in our country.
First and foremost, the forecast that requires third-country nationals to hold a 

long-term resident’s EU residence permit is problematic, having to assess whether 
this forecast, under the same conditions of need, may be considered reasonable 
and non-discriminatory for families composed (also) of citizens from countries 
not belonging to the European Union.

This assessment shall be made by the Italian Constitutional Court.
The latter, in many occasions, has already stated that, for the purposes of ac-

-
viate situations of extreme poverty, the Court also emphasized that any discrim-
ination between citizens and foreigners legally residing in the State, based on 
requirements other than the subjective conditions for admission, would end up 
being in breach of the principle not only of reasonableness and non-discrimina-

the European Convention on Human Rights, as interpreted on several occasions 
by the Court of Strasbourg12.

More recently, the Court (ruling no. 166/2018) considered unreasonable and 
discriminatory that only non-EU citizens are required to have ten-year residence 

-

10
citizenship or the citizenship of countries belonging to the European Union, or that a family member holds 
the right of residence or the right to permanent residence, or that a third-country national holds the EU 

time of submission of the application, of which the last two years continuously.
11

-

12
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cess the rent contribution granted to the needy (so-called »rent bonus«) . The 
requirement, moreover, was deemed not respectful of European constraints, as it 

to the permanence of non-EU citizens on the national and regional territory for a 
disproportionate and excessive duration. Such provision was held to be contrary, 

citizens and long-term residents for the purposes, inter alia, of the enjoyment of 

-
14. Consequently, Courts 

have to periodically assess whether the measure in question is attributable to core 

-

-
ance, the allowance for the blind and deaf, and the attendance allowance.

More recently, the same judges came to a different conclusion with regard to 
the social allowance (ruling no. 50 of 2019), developing considerations that can 
easily be transposed to the access requirements now provided for the Citizenship 
Income. And indeed, according to the Court, it is left to the legislator to »reserve 

-
ticipation in the political, economic and social organization of the Republic, and 

to preserve equality in the access to social assistance between Italian and EU 
citizens on the one hand, and non-EU citizens on the other, is imposed by the 

›a primary need of the individual which does not tolerate a distinction related to 
-
-

reserves to the ›citizen‹), but a necessary guarantee instrument of an inviolable 
right of the person (art. 2 of the Italian Constitution). Therefore, given the scarcity 
of available resources, notwithstanding the abovementioned irremovable bound-
ary, it falls within the discretion of the legislator to settle – with restrictive or even 

purpose, whereby the Italian or the Community citizenship itself presupposes and 

14 »Member States may limit equal treatment in respect of social assistance and social protection to core 



212  Bozzao  ZIAS 2019

-
islator can, in turn, request further not-manifestly unreasonable requirements to 
the non-EU citizen to prove their stable and active integration«. Such is the long-
term EU residence permit which, by certifying the social and legal integration of 

provision, such as the social allowance, which is addressed to those who have 

such persons obtain support from the community in which they have operated 
(it is no coincidence that the legislator requires that the citizen themselves has 
resided in Italy for at least ten years), which is also a solidarity compensation 
for what is dutifully offered to the material or spiritual progress of society (art. 4 
of the Constitution)«, thus endorsing the reasonableness of prolonged residence, 
required to access this measure.

The compatibility of the rules contained in the Italian decree law no. 4 of 2019 
with the European Union system becomes further complicated, if one considers 

person. Article 12 (1) (e) of Directive 2011/98/EU directly applies to this latter 

So that – if the imputability of the Rdc to the sectors referred to in the Euro-
-

system recognises the right to equal treatment15, what is in clear breach of arti-
cle 12 of Directive 2011/98/EU.

Still, with regard to the contents of art. 2 of the Italian decree law no. 4 of 
2019, we should consider the additional provision which requires, for the purpose 

-
resented by a ten-year residence in Italy, of which the last two have been ongoing.

This provision, which is indeed prescribed both for Italian citizens and foreign-
ers belonging or not belonging to Member States of the Union, proposes again 
the minimum ten-year residence requirement on the nation, already provided for 
access to social allowance16 -
ment, different positions in multilevel jurisprudence are registered. The European 

requirement with the rules on the free movement of people.

15 Martinez 
Silva c. INPS, with regard to the allowance granted to families with at least three minor children (so-called 

-

the status of either »applicants for asylum or international protection« or »long-term residents«, or »family 
members of EU citizens«.

16
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In the pre-infringement proceeding started on August 2011, the Commission 

to persons who demonstrate to be rooted in the Italian territory to be legitimate.
However, according to European case law, the conditions imposed by national 

law must be considered indirectly discriminatory if, while applying irrespective 
of nationality, it is easier for citizens of the Member State concerned to satisfy the 

-

objective.
This procedure was dismissed by the Commission on February 2019 »for rea-

sons of expediency only«, clarifying, however, that this decision »cannot in any 
way be considered as a statement of compatibility« of the ten-year residence re-

.

ruling no. 50 of 2019. However, it is understood that – beyond the formal neu-
trality of this requirement for Italian citizens and foreigners – from a substantial 

territory other than their own.

D. The Citizenship Income between labour  
proactivity and social inclusion

The new anti-poverty measure has a strongly pro-active nature, as it is clearly 
-

proach – and despite the (equivocal) universalist name chosen – the Rdc presents, 
in fact, a dichotomous structure of an instrument of social policy to combat pov-
erty and inclusion and, at the same time, of active policy intervention for labour. 
A double soul provided in the aforementioned opening rule of the Italian decree 

emphatically than what has been found, in the past, with previous anti-poverty 
measures (such as, in particular, the SIA [»Sostegno per l’Inclusione Attiva« – 
Active Inclusion Support] and the REI.

In particular, payment of the Rdc is conditional upon the declaration of imme-

activities at community service, professional re-training, completion of studies, 

social inclusion.
Patto per il Lavoro«], 

Centri per l’impiego
-
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nicipalities’ social services, dedicated to combating poverty. Using a special 
-

ity between two special digital platforms dedicated to the Rdc, the audience of 

In fact, households in which there is at least one member who has recently 

households are convened by the social services responsible for combating pov-
erty, in order to carry out an assessment to identify the needs of the entire house-

-
Patti per l’inclusione sociale«] or, in the 

case in which the needs of the household and its members are mainly connected 

-

The emergence from the situation of social hardship is in any case »propae-

the family experiencing hardship, it exhibits a strong emphasis on the pathways 
of employment integration of individual members of the household, with the aim 
of putting everyone – even the most fragile – in the position of being active.

in use for recipients of income support measures, among which there is a strict 
conditionality regime, and the use of incentives for employment aimed not only at 

-
con-

dizionalità

incur.
The recognition of the measure is particularly conditioned not only upon the 

personalized projects of social utility, activated by the Municipalities, to be car-
ried out in the municipality of residence for a limited period of time, in activ-

Certainly, in the reference to this participatory availability of the individual, the 
endo-solidaristic connotation of the measure arises, whose ownership remains at-
tributed to the household, but subject to a responsible behaviour of the individual 
component of the household. So much so that the entire household loses the mea-
sure in the event of failure to adhere to the project – at the time of assignment, or 
in itinere

through the re-destination of an important measure of active labour policy, the re-
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no. 150/2015). This measure, originally aimed at guaranteeing an intensive assis-

months, who had requested it, now loses the character of voluntarism and, for the 

from the recognition of the AdR, the person providing the intensive assistance ser-
vice. Within the boundaries dictated by the resources available for this purpose, the 

-
lowance was also dictated by the observation of the low utilisation of the measure, 
in the past, by the recipients of unemployment treatment.

-

suitability, which gradually becomes more stringent according to the period of 
-

-

-

the aforementioned threshold.
-

ment and self-employment activities. In addition, the proactive attitude of the 

Istituto 
Nazionale di Previdenza Sociale -

which rewards the prompt and stable recruitment of the income recipient, given 
in this case the recognition, to the employer, of the most substantial income not 

to those who have previously communicated online, on the ad-hoc platform, 
the availability of vacancies: this is an important signal, to facilitate the detec-
tion and collection of job offers by companies, channelling them to the digital 
platform dedicated to the Rdc, and managed by Anpal [i. e. »Agenzia Nazionale 
Politiche Attive Lavoro
way, a channel of access to employment is activated, favouring a particularly 

-
bly, in a competitive logic of distribution of the (few) available job opportuni-
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inevitable, and is inherent in all measures that, over time, have been aimed at en-

women, disabled).

E. Challenges opened by the Citizenship Income
In conclusion, it should be emphasized that implementation of the new measure 

requires two basic conditions.
Firstly, the recovery of the economic cycle, which is indispensable for achiev-

-
able conditions for increasing stable, lasting quality employment (we need to rein-

and inactive persons).
This last consideration leads to the second question. Successful outcome of the 

-
-

unemployment, with the synergistic goal of containing social expenditure and 
achieving a fair distribution of poor employment opportunities. In this respect, 
there is still much to be done.

-

the Italian Constitution, in fact, refers the matter of »protection and safety at 

-
ance with the »fundamental principles« and the »essential levels of performance« 

for labour and active labour policies.
Moreover, the need to improve the effectiveness of employment services is the 

This is because with the launch of the new income support measure, the Em-
ployment Centres will be called upon to manage an audience of users that is not 

-

intends to strengthen the system of employment services and active labour poli-
-
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economic investment aimed at strengthening their infrastructure, as well as the 
enhancement of the related organic equipment.

-

countries18

19.

strengthening of the personnel needs to be oriented towards the acquisition of 
-

vices« (there is a strong demand for administrative personnel), but also to im-

guidance councillors, cultural mediators, and personnel able to serve the em-
ployers20.

overcoming the fragmentation currently existing at the territorial level. Today 
we have a »federated system, made up of many regional information systems«, 
which operate in the absence of central coordination21. The goal is, therefore, to 

supporting the new interventions promoted by the Ministry in an innovative 
way.

the application cooperation system with regional employment information sys-
tems.

The platform, established at Anpal and aimed at coordinating the Employment 
Centres, is being implemented. It will have to include all tools necessary for the 

-
-

case 
management), the creation of a system that allows the automatic intersection be-
tween vacant job positions entered by the employers, and the applications of the 
candidates (labour exchange).

The upgrading of the computerized platform will allow, when fully imple-

18 -
ees, of which about 50,000 are engaged in case management, guidance, training and intermediation activi-

amounts to 54,000 individuals.
19

France.
20 Anpal, Monitoraggio sulla struttura e il funzionamento dei servizi per il lavoro,

.
21
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inter alia 
– active and passive policies which, despite the stringent conditionality bearing on 

the huge public expenditure that today weighs on the social security system.
-

ment.
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Hans-Joachim Reinhard, Fulda

Das Europäische Betriebsräte-Gesetz1

Die Europäische Aktiengesellschaft (Societas Europaea – SE) ist eine europäi-
sche Rechtsform, deren Grundstein im Jahre 2001 durch eine Verordnung2 gelegt 
und durch eine Richtlinie3 ergänzt wurde. Die Verordnung ist drei Jahre später4 in 
Kraft getreten. Zunächst schien es, als würde die SE kein Erfolgsmodell werden, 
waren doch in der Anfangsphase nur wenige Gründungen zu verzeichnen. Dies 
änderte sich 2008, als mehrere Großkonzerne, darunter die Allianz eine Umwand-
lung in eine SE betrieben. Damit setzte der sogenannte „Boom um die SE“ ein. 
Seitdem werden jährlich etwa 40 SEs allein in Deutschland neu gegründet5. Mitt-
lerweile sind es mehr als 370 Unternehmen6, darunter 6 im DAX notierte Unter-
nehmen. Im März 2017 waren 2695 SE-Gründungen registriert7.

Ursprünglich war an große Unternehmen als Zielgruppe gedacht. Inzwischen 
entscheiden sich auch viele mittelständische Betriebe für eine SE, weil sie sich 

zu sein8. Einen Anreiz könnte zudem die Möglichkeit der Wahl unterschiedlicher 
Mitbestimmungsmodelle bilden. Im deutschen Recht sind die Regelungen der 
Mitbestimmung sehr starr. In der SE kann insbesondere die Größe des Aufsichts-
organs abweichend geregelt werden. Zudem kann die Mitbestimmung durch ei-
nen Vertrag (Mitbestimmungsvereinbarung) zwischen der Vertretung der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer und der Unternehmensleitung geregelt werden.9 
Sofern die SE auf dieser Grundlage etabliert ist, führen dann nachträgliche Ver-
änderungen der Arbeitnehmerzahlen grundsätzlich nicht zu einer Änderung der 
Regelungen über die Mitbestimmung.

In vielen Bereichen entspricht die SE der klassischen Aktiengesellschaft. 
Die lückenhafte SE-Verordnung wird durch das nationale Recht des jeweiligen 
EU-Mitgliedstaates des Sitzes ergänzt, etwa durch das deutsche Aktienrecht. Ein 

1 Zugleich Rezension von: Blanke/Hayen/Kunz/Carlson, Europäische Betriebsräte-Gesetz – Arbeitnehmermit-

138 €.
2 Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates vom 8. Oktober 2001 über das Statut der Europäischen Gesell-

schaft (SE), ABl. L 294/1.
3 Richtlinie 2001/86/EG des Rates vom 8. Oktober 2001 zur Ergänzung des Statuts der Europäischen Gesell-

schaft hinsichtlich der Beteiligung der Arbeitnehmer, ABl. L 294/22. Nach Art. 14 (1) hatten die Mitglied-
staaten die erforderlichen Rechts-und Verwaltungsvorschriften bis zum 8. Oktober 2004 zu erlassen oder 
sicher zu stellen, dass die Sozialpartner die erforderlichen Bestimmungen durch Vereinbarungen einführen.

4 8. Oktober 2004, Art. 70 VO (EG) Nr. 2157/2001.
5 Vgl. www.heuking.de/de/news-events/fachbeitraege/die-europaeische-aktiengesellschaft-se-eine-rechtsform- 

des-mittelstands.html.
6 Schaper, Martin, Warum sich immer mehr Unternehmen für die SE entscheiden, www.gruenderszene.de/

allgemein/se-rechtsform-europaeische-aktiengesellschaft-erklaerung?interstitial.
7 Vgl. http://ecdb.worker-participation.eu/.
8 Heckschen, Heribert, Die SE als Option für den Mittelstand in: Aderhold/Grunewald/Klingberg/Paefgen, 

Festschrift zum 70. Geburtstag von Harm Peter Westermann, Dr. Otto Schmidt Verlag, Köln 2008, S. 999 ff.
9 Henssler, Martin, Freiwillige Vereinbarungen über die Unternehmensmitbestimmung in: Aderhold u. a. 

(Fn. 8), S. 1019 ff.
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deutsche Aktienrecht zwingend eine dualistische Board-Struktur mit Vorstand 
und Aufsichtsrat vorsieht, kann in der SE auch eine monistische Struktur gewählt 
werden, bei der die Aufgaben von Vorstand und Aufsichtsrat in einem Verwal-
tungsorgan gebündelt werden, wie dies etwa im Vereinigten Königreich und den 
USA üblich ist.

-
sigen Nachweises von Literatur und Rechtsprechung. Nach 13 Jahren erscheint 

begründeten Kommentars zum Europäischen Betriebsräte-Gesetz (EBRG). Die 
-

ropäischen Union in den letzten Jahren eine stürmische Entwicklung genommen 

es, wie im Vorwort zu lesen ist, eine Reihe von Neu- und Nachjustierungen. Das 
Werk beschränkt sich nicht nur auf die Kommentierung des Gesetzes selbst, son-
dern behandelt im Teil B zudem das Gesetz über die Beteiligung der Arbeitnehmer 
in einer Europäischen Gesellschaft (SE-Beteiligungsgesetz – SEBG) sowie die 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer in der Europäischen Aktiengesellschaft (SE). 
Die Publikation richtet sich an EBR-Initiatoren, -Mitglieder, -Berater/-Betreuer, 
Arbeitgeberverbände, Gewerkschaften, Richter in der Arbeitsgerichtsbarkeit so-

ihre Beratungserfahrungen in der Betreuung von EBR- und SE-Gremien ein. Sie 
waren in das Gesetzgebungsverfahren zur Neufassung der EBR-RL und zur Än-
derung des EBRG als Referatsleiter im DGB Bundesvorstand, Abteilung Recht 
(Hayen), Leiter der Tarifabteilung der IG Metall Bezirksleitung Küste (Kunz) und 
als Fachanwältin für Arbeitsrecht (Carlson) eingebunden.

Die umfassende Änderung des EBRG durch das 2. EBRG-ÄndG10, die die 
EBR-Richtlinie 2009/38/EG11 umsetzt, bringt verbesserte Regelungen für die Be-
teiligung von Europäischen Betriebsräten, deren Zusammenarbeit mit nationalen 
Arbeitnehmervertretungen und die Neuverhandlung von Vereinbarungen. Die 

-
gen ein und informiert auf dem neusten Stand unter anderem über:
– Inhalt, Umfang und Zeitpunkt von Information und Konsultation durch die 

zentrale Leitung und der damit verbundenen Abstimmung der Ebenen;
– den Auskunftsanspruch der EBR-Akteure gegenüber der zentralen Leitung zur 

-
len nationalen Interessenvertretungen oder den Arbeitnehmern unmittelbar;

– die Zusammensetzungsregeln des besonderen Verhandlungsgremiums und des 
EBR;

– Soll-Vorschriften für Inhalte von EBR-Vereinbarungen;

10 Zweites Gesetz zur Änderung des Europäische Betriebsräte-Gesetzes – Umsetzung der Richtlinie 2009/38/
EG über Europäische Betriebsräte (2. EBRG-ÄndG) vom 14.06.2011, BGBl. 2011 I, 1050

11 Richtlinie 2009/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 über die Einsetzung 
eines Europäischen Betriebsrats oder die Schaffung eines Verfahrens zur Unterrichtung und Anhörung der 
Arbeitnehmer in gemeinschaftsweit operierenden Unternehmen und Unternehmensgruppen, ABl. L 122, 

-
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– die Möglichkeit und Voraussetzung einer Neuverhandlung von Vereinbarun-
gen bei wesentlichen Strukturänderungen;

– Fortbildung, Heranziehung von Sachverständigen und Tragung der Kosten;
– Umfang und Grenzen der Fortgeltung bestehender Vereinbarungen sowie
– Sanktionen und Unterlassungsanspruch als unionsrechtswidrige Umsetzungs-

dem Vereinigten Königreich;
– Änderung von EBR-RL und EBRG zur Zulässigkeit von Sitzungsteilnahmen 

und Beschlussfassungen per Videokonferenz für Mandatsträger in der See-
schifffahrt.

Ebenfalls berücksichtigt wird die umfangreiche Entwicklung der Rechtspre-
chung auf europäischer wie nationaler Ebene bis Anfang 2019, etwa Entschei-
dungen des EuGH zu Rechtsakten der EU und von Spruchkörpern der Mitglieds-
staaten. Interessant ist der Vergleich der französischen, belgischen und spanischen 
Rechtsprechung zur Rechtsprechung in Deutschland und den Niederlanden insbe-

-
nehmerinnen bei einer grenzüberschreitenden Verschmelzung, zusätzlich zur 
Kommentierung der Arbeitnehmerbeteiligung in der Europäischen Aktiengesell-
schaft nach dem SEBG und der SE-Richtlinie, erläutert. Konkrete Hinweise zur 
Ausgestaltung der Arbeitnehmerbeteiligung in Unternehmen, ein Musterbrief an 
die Unternehmensleitung sowie eine Muster-EBR-Vereinbarung unterstreichen 
die Beratungsnähe.

Wer immer mit einer SE zu tun hat, ist gut beraten dieses umfangreiche und 
detaillierte Werk zu konsultieren.

Hans-Joachim Reinhard, Fulda
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